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Zentrale Ergebnisse auf einen Blick

Die informelle Pflege ist eine zentrale Säule des deut-
schen Pflegesystems, stellt Erwerbstätige jedoch vor 
erhebliche Vereinbarkeitsherausforderungen. Im Jahr 
2023 leisteten rund 4,6 Millionen Menschen im Er-
werbsalter informelle Pflege. Aufgrund des demogra-
fisch bedingten Anstiegs der Pflegebedürftigkeit 
könnte diese Zahl bis 2045 auf rund 6,4 Millionen 
steigen. Frauen übernehmen dabei nicht nur häufiger 
Pflegeverantwortung, sondern leisten im Durch-
schnitt auch mehr Pflegestunden und sind insbeson-
dere unter den Pflegenden mit hoher Pflegeintensität 
deutlich überrepräsentiert.

Die Studie untersucht, in welchem Umfang informelle 
Pflege mit Einschränkungen der Erwerbstätigkeit ver-
bunden ist und wie sich die daraus resultierenden Er-
werbsverluste bis 2045 entwickeln könnten. Hierzu 
werden eigene Auswertungen des Sozio-oekonomi-
schen Panels, eine Vorausberechnung der Zahl Pfle-
gebedürftiger und informell Pflegender sowie Befun-
de der Forschungsliteratur miteinander verbunden. 
Auf dieser Grundlage wird das pflegebedingt nicht 
realisierte Erwerbsarbeitsvolumen geschätzt. Bereits 
für 2026 ergibt sich ein Verlust von rund 184.000 
Vollzeitäquivalenten, der bis 2045 auf rund 229.000 
Vollzeitäquivalente steigt. Die Verluste entstehen 
überwiegend durch pflegebedingte Nichterwerbstä-
tigkeit und konzentrieren sich auf Personen mit hoher 
Pflegeintensität. Rund drei Viertel des geschätzten 
Erwerbsvolumenverlusts entfallen auf Frauen.

Die Ergebnisse unterstreichen, dass eine bessere Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf nicht nur zur Entlas-
tung informell Pflegender beiträgt, sondern auch für 
die Sicherung von Erwerbspotenzialen und die Ver-
ringerung geschlechtsspezifischer finanzieller und be-
ruflicher Nachteile von Bedeutung ist. Aufbauend auf 
einer Dokumentenanalyse und Fachgesprächen mit 
Expertinnen und Experten werden vier zentrale 
Handlungsfelder identifiziert: der Ausbau und die bes-
sere Verzahnung professioneller Unterstützungs- und 
Beratungsstrukturen, pflegesensible betriebliche Rah-
menbedingungen, eine bessere Absicherung pflege-
bedingter Erwerbsrisiken sowie Anreize für eine 
gleichmäßigere Verteilung von Pflegeverantwortung 
zwischen Frauen und Männern.
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Key findings at a glance

Informal care is a cornerstone of Germany’s long-term 
care system, but combining caregiving responsibilities 
with paid work remains a major challenge. In 2023, 
around 4.6 million working-age people provided infor-
mal care. As the number of people requiring long-term 
care increases due to demographic change, the num-
ber of informal caregivers could rise to around 6.4 mil-
lion by 2045. Women are not only more likely to take 
on caregiving responsibilities, but also provide more 
hours of care on average and are particularly overre-
presented among those providing high-intensity care.

This study examines the extent to which informal care-
giving affects employment and how the resulting loss 
of labour supply could develop through 2045. The ana-
lysis combines original analyses of data from the Ger-
man Socio-Economic Panel (SOEP) with projections of 
the number of people requiring care and the number of 
informal caregivers, as well as evidence from the exis-
ting literature. Based on these sources, the study esti-
mates the volume of paid work forgone as a result of 
informal caregiving. In 2026, the estimated loss 
amounts to around 184,000 full-time equivalents 
(FTEs), rising to approximately 229,000 FTEs by 2045. 
Most of this loss is associated with caregivers not being 
in paid employment and is concentrated among those 
providing high-intensity care. Women account for 
around three quarters of the estimated loss.

The findings show that enabling people to better com-
bine informal care with paid work is important not 
only for reducing the burden on caregivers, but also 
for maintaining labour supply and reducing the finan-
cial and career disadvantages that disproportionately 
affect women. Drawing on a document review and 
interviews with experts, the study identifies four key 
areas for action: expanding and better coordinating 
professional care, support and advisory services; 
creating more caregiver-friendly working conditions; 
improving financial and social protection against the 
employment-related consequences of caregiving; and 
encouraging a more equal sharing of caregiving re-
sponsibilities between women and men.
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1. Wachsender Pflegebedarf trifft auf  
knapper werdende Erwerbspotenziale

Die informelle Pflege bildet eine tragende Säule des 
deutschen Pflegesystems. Der überwiegende Teil der 
informell Pflegenden ist im erwerbsfähigen Alter, ein 
Großteil von ihnen geht neben der Pflegetätigkeit ei-
ner Erwerbstätigkeit nach. Erwerbstätige Pflegende 
stabilisieren das Pflegesystem damit in doppelter Hin-
sicht: Als Beitrags- und Steuerzahlende tragen sie zur 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme bei, als 
informell Pflegende stellen sie zugleich einen wesent-
lichen Teil der Versorgung pflegebedürftiger Men-
schen sicher.

Eine Reihe von Studien aus den letzten Jahren zeigt, 
dass Pflegeverantwortung eine hohe Belastung für 
die Betroffenen darstellt, die häufig negative körper-
liche, seelische, soziale und finanzielle Folgen hat  – 
und die aktuell häufiger von Frauen getragen wird. 
Klar ist auch, dass diese Belastung in Zukunft steigen 
wird. Mit dem demografischen Wandel gerät die in-
formelle Pflege zunehmend unter Druck. Die Zahl 
pflegebedürftiger Menschen steigt, während die 
Gruppe der Personen im erwerbsfähigen Alter, die 
den informellen Pflegebedarf abdecken, im Verhältnis 
zur Gesamtbevölkerung kleiner wird. Gleichzeitig wird 
der Arbeitsmarkt künftig in noch stärkerem Maße auf 
eine hohe Erwerbsbeteiligung angewiesen sein. Dabei 
leisten gegenwärtig gerade jene Bevölkerungsgrup-
pen, von denen in Zukunft zusätzliche Erwerbspoten-
ziale erwartet werden  – insbesondere Frauen und 
Menschen im rentennahen Alter –, einen großen Teil 
der informellen Pflege. In dieser Konstellation zeich-
net sich ein zunehmender (persönlicher wie politi-
scher) Zielkonflikt zwischen der Sicherung informeller 
Pflege einerseits und der Ausweitung der Erwerbsbe-
teiligung andererseits ab (Fischer & Müller, 2020). 

Die Förderung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
gewinnt vor diesem Hintergrund an Bedeutung. Ihr 
Ziel ist es, einerseits pflegebedingte Einschränkungen 
der Erwerbstätigkeit und Ausstiege aus dem Erwerbs-
leben zu vermeiden und andererseits die Bereitschaft 
von Erwerbstätigen zur Übernahme von Pflegever-
antwortung zu erhöhen. Darüber hinaus können ent-
sprechende Maßnahmen dazu beitragen, individuelle 
Belastungen informeller Pflege zu verringern und die 
gegebenen Belastungen gleichmäßiger zwischen 
Frauen und Männern zu verteilen. Die Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf ist damit weit mehr als eine fa-
milienpolitische Frage (Ehrlich, 2025). Sie stellt einen 
zentralen Ansatzpunkt dar, um in den kommenden 
Jahrzehnten Erwerbspotenziale zu sichern, Fachkräf-
teengpässen entgegenzuwirken, das Pflegesystem zu 
stabilisieren und geschlechtsspezifische Ungleichhei-
ten bei Einkommen und Rente zu reduzieren.

Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit der Frage, 
wie viel Erwerbspotenzial durch Pflege verloren geht 
und mit welchen Verlusten infolge der demografi-
schen Entwicklung in den kommenden Jahrzehnten zu 
rechnen ist, sofern keine zusätzlichen Maßnahmen 
zur Förderung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
ergriffen werden. Daran anschließend werden – aus-
gehend von den Herausforderungen, vor denen infor-
mell Pflegende stehen, die zugleich erwerbstätig 
sind – Ansatzpunkte zur Förderung der Vereinbarkeit 
und vier Handlungsfelder beschrieben, in denen Poli-
tik und Unternehmen tätig werden können. Die Ana-
lyse baut auf vorhandene Daten und Erkenntnisse auf 
und führt diese zusammen.
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2. Informelle Pflege und Erwerbstätigkeit in  
Deutschland: Ausmaß, Strukturen und Datenlage

Um die Auswirkungen informeller Pflege auf Erwerbs-
beteiligung und Arbeitsumfang schätzen zu können, 
werden zunächst zentrale Eckdaten zur Zahl der Pfle-
gebedürftigen und der informell Pflegenden sowie zu 
deren voraussichtlicher Entwicklung dargestellt.

2.1 Pflegebedürftige

Die amtliche Pflegestatistik bietet einen Ausgangs-
punkt zur Ermittlung der Zahl der Pflegebedürftigen. 
Dort sind Pflegebedürftige erfasst, sofern sie einen 
anerkannten Pflegegrad und/oder Ansprüche auf 
Leistungen aus der Pflegeversicherung haben. Die 
Anerkennung erfolgt auf der Grundlage der Definition 
der Pflegebedürftigkeit im Zehnten Buch des Sozial-
gesetzbuchs (SGB X). Als pflegebedürftig gelten dem-
nach Personen, die aufgrund gesundheitlich bedingter 
Beeinträchtigungen ihrer Selbstständigkeit oder ihrer 
Fähigkeiten auf die Hilfe anderer angewiesen sind (sie-
he Methodenbox 1).

Drei Viertel der Pflegebedürftigen sind mindestens 
65 Jahre alt, mehr als die Hälfte mindestens 80 Jahre
Im Jahr 2023 lebten in Deutschland rund 5,7 Millio-
nen pflegebedürftige Menschen. Die Pflegestatistik 

umfasst Menschen aller Altersstufen, also auch pfle-
gebedürftige Kinder und Jugendliche. Die Pflegebe-
dürftigkeit konzentriert sich stark auf die höheren Al-
tersgruppen. Rund drei Viertel aller Pflegebedürftigen 
waren im betrachteten Jahr 65 Jahre oder älter, mehr 
als die Hälfte 80 Jahre oder älter. Quantitativ betrach-
tet liegt der Schwerpunkt der Pflege damit auf der 
Versorgung älterer und hochaltriger Menschen (DE-
STATIS, 2024b). Jüngere Pflegebedürftige sind häufig 
Menschen mit Beeinträchtigungen oder (chronischen) 
Krankheiten, die häufig von ihren Eltern zu Hause ge-
pflegt werden (Rothgang et al., 2025).

85 Prozent der Pflegebedürftigen  
werden zu Hause versorgt
Der überwiegende Teil der Pflegebedürftigen wird zu 
Hause versorgt. Rund 4,9 Millionen der 5,7 Millionen 
Pflegebedürftigen wurden im Jahr 2023 häuslich ge-
pflegt, während etwa 800.000 Personen vollstationär 
in Pflegeheimen betreut wurden. Rund 3,1 Millionen 
Pflegebedürftige wurden ausschließlich durch  
Angehörige versorgt. Weitere 1,1  Millionen Men-
schen erhielten Unterstützung sowohl durch Angehö-
rige als auch durch ambulante Pflegedienste. Es ist 
davon auszugehen, dass auf diese beiden Gruppen, 
die zusammen 75  Prozent aller Pflegebedürftigen 

M E T H O D E N B O X  1

Datengrundlage: Die amtliche Pflegestatistik

Die Zahl der in der Pflegestatistik er-
fassten Pflegebedürftigen ist abhän-
gig vom Pflegebedürftigkeitsbegriff. 
Das wird nicht zuletzt daran deutlich, 
dass sich die Zahl der Pflegebedürfti-
gen seit der Pflegereform 2017 und 
den damit verbundenen Neuregelun-
gen im Zweiten Pflegstärkungsgesetz 
(PSG II) verdoppelt hat. 

Nur ein kleiner Teil dieses Anstiegs ist 
auf die Alterung der Gesellschaft zu-
rückzuführen (Rothgang  & Müller, 
2021), ein Teil darauf, dass mit der Re-
form der Pflegebedürftigkeitsbegriff 
angepasst wurde, auf dessen Grund-
lage die Einstufung in Pflegegrade 

erfolgt. Dadurch wurde der Kreis der 
als pflegebedürftig Anerkannten er-
weitert und es werden seither Perso-
nen in der Statistik geführt, die dort 
zuvor nicht geführt wurden. Weitere 
Gründe für die Zunahme sind bei-
spielsweise bessere Information über 
die Pflegeversicherung sowie eine zu-
nehmende Entstigmatisierung von 
Pflegebedürftigkeit, die dazu führt, 
dass mehr, auch jüngere Personen mit 
eher geringen Einschränkungen An-
träge stellen (Nolting et al., 2026). 

Die neue Definition von Pflegebe-
dürftigkeit dürfte mit dazu geführt 
haben, dass heute ein größerer Teil 

der Pflegebedürftigen in der Pflege-
statistik erfasst wird (Geyer et al., 
2023). Zusätzlich Dennoch gibt es 
weiterhin Personen mit Pflegebedarf, 
jedoch ohne anerkannten Pflegegrad, 
die folglich in der Statistik nicht er-
fasst sind. So geben im Sozio-oekono-
mischen Panel (SOEP) 26 Prozent der 
informell Pflegenden an, Personen 
ohne anerkannten Pflegegrad außer-
halb des eigenen Haushalts zu unter-
stützen (Brandt et al., 2025). Zur Grö-
ße dieser Dunkelziffer gibt es keine 
belastbare Schätzung.
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ausmachen, der größte Teil der informellen Pflege ent-
fällt. Wie viele Pflegebedürftige tatsächlich von An-
gehörigen oder nahestehenden Personen versorgt 
werden, lässt sich aus der Pflegestatistik allerdings 
nicht genau bestimmen.1

Auch der Pflegegrad wird in der Statistik ausgewiesen. 
Dieser gibt bereits Hinweise auf die Intensität des 
Pflegebedarfs. Es ist davon auszugehen, dass mit stei-
gendem Pflegegrad der Umfang und die Anforderun-
gen der benötigten Pflege zunehmen. Insgesamt hat 
knapp die Hälfte der häuslich gepflegten Pflegebe-
dürftigen Pflegegrad 2 (Tabelle 2). Mit zunehmendem 
Pflegegrad steigt die Bedeutung professioneller Pfle-
geleistungen. Während lediglich 0,5 Prozent der Pfle-
gebedürftigen mit Pflegegrad 1 stationär versorgt 
werden, trifft dies bei Pflegegrad 5 auf 47 Prozent zu. 
Auch innerhalb der häuslichen Pflege nimmt der Anteil 
der Personen, die zusätzlich professionelle Pflegeleis-
tungen in Anspruch nehmen, kontinuierlich von 
12 Prozent bei Pflegegrad 1 auf 37 Prozent bei Pflege-
grad 5 zu.

1 �Bei stationär Versorgten werden zwar wesentliche Pflegeaufgaben durch die stationäre Einrichtung übernommen, Angehörige leisten jedoch häufig 
weiterhin Unterstützung im Alltag. In der Gruppe der Pflegebedürftigen, die ambulante Pflege- oder Betreuungsleistungen beziehen, ist davon 
auszugehen, dass zwar ein Großteil informell unterstützt wird, teilweise auch sehr hoher Pflegebedarf besteht, ein Teil aber ausschließlich 
professionelle Hilfe erhält. Bei häuslich gepflegten Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 1, die keine oder nur landesrechtliche Leistungen beziehen, 
dürfte der Umfang informeller Pflege noch vergleichsweise gering sein.

2.2 Informell Pflegende

Wie viele Menschen informelle Pflege leisten und da-
mit dazu beitragen, den Pflegebedarf zu decken und 
das Pflegesystem zu sichern, lässt sich nicht ohne 
Weiteres bestimmen. Im weitesten Sinne zählen zu 
den informell Pflegenden all jene, die Menschen mit 
gesundheitlich bedingten Einschränkungen unent-
geltlich unterstützen und versorgen, seien es Angehö-
rige, Freundinnen und Freunde, Nachbarinnen und 
Nachbarn oder andere Personen aus dem privaten 
Umfeld.

Informelle Pflege kann dabei ein breites Spektrum an 
Aufgaben umfassen. Sie reicht von pflegerischen Tä-
tigkeiten im engeren Sinne wie Hilfe bei der Körper-
pflege, beim An- und Auskleiden, bei der Nahrungs-
aufnahme oder der Mobilität (Aktivitäten des täglichen 
Lebens, ADL) bis hin zu hauswirtschaftlichen Unter-
stützungsleistungen, etwa Einkaufen, Kochen, Putzen 
oder Wäschepflege. Darüber hinaus umfasst sie häu-
fig organisatorische und koordinierende Aufgaben, 
beispielsweise die Vereinbarung von und Begleitung 
zu Arztterminen, die Kommunikation mit Pflege- und 

TABELLE 1  
Pflegegrade der Pflegebedürftigen in unterschiedlichen Pflegearrangements (2023, in Tausend)

Pflegegrade Häusliche Versorgung
Stationäre

Versorgung

Gesamt
Selbstorgani
sierte Pflege  

(nur Pflegegrad 1)

Pflege durch 
Angehörige 

(ab Pflegegrad 2)

Pflege durch 
Angehörige  

und/oder 
Pflegedienste

Vollstationäre 
Pflege

insgesamt 4.889 (100 %) 685 (100 %) 3.103 (100 %) 1.101 (100 %) 800 (100 %)

PG1 781 (16 %) 685 (100 %) – 96 (9 %) 4 (1 %)

PG2 2.168 (44 %) – 1.714 (55 %) 455 (41 %) 132 (17 %)

PG3 1.388 (28 %) – 1.025 (33 %) 364 (33 %) 298 (37 %)

PG4 421 (9 %) – 283 (9 %) 138 (12 %) 249 (31 %)

PG5 130 (3 %) – 82 (3 %) 48 (4 %) 114 (14 %)
Hinweis: Die Tabelle basiert auf der Pflegestatistik des Statistischen Bundesamtes. Die Kategorie „Selbstorganisierte Pflege (Pflegegrad 1)“ umfasst Pflegebe-
dürftige mit Pflegegrad 1, die keine oder ausschließlich landesrechtliche Leistungen erhalten, sowie teilstationär versorgte Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1. 
Die Kategorie „Pflege durch Angehörige (ab Pflegegrad 2)“ entspricht den vom Statistischen Bundesamt als „allein durch Angehörige gepflegt“ ausgewiesenen 
Pflegebedürftigen. Diese beziehen ausschließlich Pflegegeld, das erst ab Pflegegrad 2 gewährt wird. Die Kategorie „Pflege durch Angehörige und/oder 
Pflegedienste (alle Pflegegrade)“ umfasst zu Hause versorgte Pflegebedürftige, die zusammen mit oder durch ambulante Pflege- bzw. Betreuungsdienste 
versorgt werden. Die Kategorie „Stationäre Pflege (alle Pflegegrade)“ umfasst Pflegebedürftige, die vollstationär in Heimen versorgt werden.

Quelle: Pflegestatistik, DESTATIS 2024b, eigene Auswertung
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Krankenkassen, die Organisation professioneller Un-
terstützungsangebote sowie die Koordination ver-
schiedener Hilfen (instrumentelle Aktivitäten des täg-
lichen Lebens, IADL). Auch soziale und emotionale 
Unterstützung, etwa Gesellschaft leisten, Gespräche 
führen, Aufsicht übernehmen oder die Sicherstellung 
von Sicherheit und Teilhabe im Alltag, sind wesentli-
che Bestandteile informeller Pflege.

4,6 Millionen – rund 9 Prozent der Menschen  
im Erwerbsalter – leisten informelle Pflege
Je nach Definition und Datengrundlage unterscheiden 
sich die vorliegenden Angaben zur Anzahl der infor-
mell Pflegenden in Deutschland erheblich. In der 

2 �Der besagte Anspruch besteht nur dann, wenn die Pflegeperson eine oder mehrere pflegebedürftige Personen wenigstens zehn Stunden 
wöchentlich, verteilt auf mindestens zwei Tage, pflegt und die gepflegte Person mindestens Pflegegrad 2 hat.

3 �Laut Statistischem Bundesamt waren 2023 53 Millionen Menschen im erwerbsfähigen Alter zwischen 18 und 67 (DESTATIS, 2025)

amtlichen Statistik wird nur der Teil der informell Pfle-
genden erfasst, die einen Anspruch auf Rentenversi-
cherungsbeiträge durch die Pflegeversicherung ha-
ben.2 Für 2023 wurden 1,1 Millionen Pflegepersonen 
ermittelt (Rothgang et al., 2025). 

Eine deutlich weitere Definition von informeller Pfle-
ge legt das SOEP zugrunde (siehe Methodenbox 2). 
Laut SOEP leisteten 2023 rund 7 Millionen Menschen 
in Deutschland informelle Pflege. 4,6 Millionen, etwa 
zwei Drittel dieser Personen waren erwerbsfähig, das 
sind rund 9 Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung.3 
Rund 3,6  Millionen Menschen verbinden Pflegever-
antwortung mit einer Erwerbstätigkeit (siehe 

M E T H O D E N B O X  2

Datengrundlage: Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP)

Eine wichtige Quelle zur Schätzung 
der Zahl informell Pflegender ist das 
SOEP, das bereits mehreren neueren 
Analysen zur informellen Pflege zu-
grunde liegt (z. B. Calahorrano u.  a., 
2025; Ehrlich, 2023; Sachverständi-
genrat Wirtschaft, 2026; Stockhausen 
2025). Das SOEP ist eine repräsenta-
tive Wiederholungsbefragung priva-
ter Haushalte in Deutschland. Für die 
vorliegende Analyse wird die Daten-
ausgabe SOEP v40.1 verwendet, de-
ren Hochrechnungen auf dem Zensus 
2022 basieren und die Informationen 

bis einschließlich jener aus dem Erhe-
bungsjahr 2023 enthält (SOEP, 2025). 

Als informell Pflegende gelten Perso-
nen, die an einem durchschnittlichen 
Werktag Zeit für die Versorgung oder 
Betreuung pflegebedürftiger Men-
schen aufwenden. So wie die Frage im 
SOEP gestellt ist, umfasst die „Versor-
gung und Betreuung pflegebedürfti-
ger Personen“ neben der Unterstüt-
zung bei der Körperpflege auch Hilfen 
im Haushalt und Betreuungsleistun-
gen. Die Erfassung erfolgt unabhängig 
von einem anerkannten Pflegegrad, 

einem bestimmten Verwandtschafts-
verhältnis oder der Wohnsituation 
der gepflegten Person. Das SOEP bil-
det dadurch einen vergleichsweise 
breiten Kreis informell Pflegender ab 
(Stockhausen, 2025).

TABELLE 2  
Informell pflegende Personen nach Geschlecht und Erwerbsstatus (2023)

Merkmal Insgesamt Frauen Männer

Pflegende insgesamt 7,0 Mio. 4,4 Mio. (62,5 %) 2,6 Mio. (37,5 %)

Erwerbsfähige Pflegende a 4,6 Mio. 2,9 Mio. (63,5 %) 1,7 Mio. (36,5 %)

Ø Pflegestunden/Woche 13,4 Std. 15,7 Std. 9,4 Std.
Davon erwerbstätige 
Pflegende b

3,6 Mio. 2,3 Mio. (62,6 %) 1,4 Mio. (37,4%)

a) �Zu den erwerbsfähigen Pflegenden zählen Personen im Alter von 18 bis 67 Jahren ohne Rentenbezug, die mindestens eine Stunde informelle  
Pflege pro Woche leisten und für die eine gültige Erwerbsstatuszuordnung vorliegt. 

b) �Erwerbstätig sind Personen in Vollzeit, Teilzeit sowie sonstiger Erwerbstätigkeit (z. B. Ausbildung, geringfügige Beschäftigung oder Kurzarbeit).

Quelle: SOEP v40.1, Erhebungsjahr 2023; eigene Auswertung
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Tabelle  2); gemessen an der Gesamtzahl der erwerbs-
tätigen Bevölkerung 2023 von 45,9 Millionen (DESTA-
TIS, 2024a) machen sie einen Anteil von rund 8 Pro-
zent aus. Informelle Pflege ist damit für einen 
relevanten Teil der erwerbstätigen Bevölkerung Be-
standteil des Alltags und muss mit der Erwerbstätig-
keit vereinbart werden.

Pflegeverantwortung ist ungleich zwischen  
Frauen und Männern verteilt
Den größeren Anteil an der Bewältigung des beste-
henden Pflegebedarfs übernehmen Frauen. Sie stellen 
rund 63 Prozent der informell Pflegenden und über-
nehmen im Durchschnitt rund 6 Stunden mehr Pflege 
als Männer (Tabelle 2). Die ungleiche Verteilung der 
Pflegeverantwortung verstärkt sich mit zunehmendem 
Pflegeaufwand (siehe im Detail Kapitel 3).

Noch deutlicher wird der Unterschied, wenn informell 
Pflegende mit hoher Pflegeintensität, d. h. mehr als 10 
Pflegestunden pro Woche, betrachtet werden (siehe 
Tabelle 3). Von den rund 2,1 Millionen erwerbsfähigen 
Pflegenden mit hoher Pflegeintensität sind knapp 
78 Prozent Frauen. Mehr als die Hälfte aller erwerbs-
fähigen pflegenden Frauen (56 Prozent) leisten min-
destens zehn Stunden informelle Pflege pro Woche, 
bei den Männern trifft dies auf rund 28  Prozent zu. 
Zudem liegt der durchschnittliche wöchentliche Pfle-
geumfang von Frauen mit hoher Pflegeintensität mit 
24,2 Stunden über dem entsprechenden Wert der 
Männer (knapp 21 Stunden). 

Erwerbstätige Pflegende sind mehrheitlich zwischen 
50 und 65 Jahre alt und pflegen die eigenen Eltern
Informelle Pflege wird überwiegend innerhalb familiä-
rer Beziehungen erbracht. Die Pflege der eigenen 

Eltern beziehungsweise Schwiegereltern stellt die 
häufigste Pflegekonstellation dar, gefolgt von der 
Pflege von Ehe- oder Lebenspartnerinnen/-partnern. 
In der Altersgruppe der 40- bis 64-Jährigen pflegen 
größtenteils Kinder ihre Eltern, informell Pflegende 
über 65 Jahre pflegen überwiegend ihren (Ehe-)Part-
ner beziehungsweise ihre (Ehe-)Partnerin. Die Pflege 
von (erwachsenen) Kindern sowie die Pflege von 
Freundinnen und Freunden, Bekannten oder Nachba-
rinnen und Nachbarn demgegenüber eine geringere, 
gleichwohl nicht zu vernachlässigende Rolle (Behrendt 
et al., 2026; Brandt et al., 2025; Ehrlich & Kelle, 2019; 
Geiss et al., 2019). Insgesamt ist die Mehrheit der in-
formell Pflegenden im Alter zwischen 50 und 65 Jah-
ren (Behrendt et al., 2026; Rothgang et al., 2025). Für 
die Frage der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sind 
insbesondere jene Pflegearrangements relevant, in 
denen Pflege von Personen im erwerbsfähigen Alter 
übernommen wird. Dies betrifft vor allem die Pflege 
der eigenen (Schwieger-)Eltern sowie die Pflege von 
(erwachsenen) Kindern mit dauerhaften gesundheitli-
chen Einschränkungen. 

Informelle Pflege wird häufig von  
mehreren Personen getragen
Die Pflegeverantwortung für eine pflegebedürftige 
Person wird dabei häufig nicht von einer einzigen Per-
son allein übernommen. In vielen Pflegearrangements 
gibt es eine Hauptpflegeperson, die den größten Teil 
der Pflege- und Koordinationsaufgaben erfüllt, wäh-
rend weitere Angehörige, Bekannte oder auch profes-
sionelle Dienste unterstützend eingebunden sind. Mit 
zunehmender Pflegeintensität steigt in der Regel die 
Zahl der beteiligten Personen. Gleiches gilt für die Fäl-
le, in denen eine professionelle Unterstützung hinzu-
tritt (Geiss et al., 2019; Schütz  & Wetzel, 2024). 

TABELLE 3  
Verteilung der erwerbsfähigen Pflegenden mit hoher Pflegeintensität nach Geschlecht (2023)

Merkmal Insgesamt Frauen Männer

Erwerbsfähige  
Pflegende mit hoher 
Pflegeintensitäta

2,1 Mio. 1,6 Mio.  
(77,9 %)

0,5 Mio.  
(22,1 %)

Anteil innerhalb der
(Geschlechter-)Gruppe b

45,8 % 55,8 % 27,5 %

Ø Pflegestunden/Woche 23,5 Std. 24,2 Std. 20,9 Std.
a) �Hohe Pflegeintensität = mindestens zehn Stunden informelle Pflege pro Woche 
b) �Die Werte für Männer und Frauen beziehen sich jeweils auf alle erwerbsfähigen Pflegenden des entsprechenden Geschlechts. Beispiel: Von allen pflegenden 

erwerbsfähigen Frauen pflegen 55,8 Prozent mit einer hohen Pflegeintensität.

Quelle: SOEP v40.1, Erhebungsjahr 2023; eigene Auswertung

12

2. Informelle Pflege und Erwerbstätigkeit in Deutschland: Ausmaß, Strukturen und Datenla



Dennoch verbleibt die Hauptverantwortung häufig 
bei einer Person, die einen erheblichen Teil der zeitli-
chen und organisatorischen Belastungen trägt. Die 
Rolle der Hauptpflegeperson übernehmen mehrheit-
lich Frauen (Geiss et al., 2019).

2.3 Entwicklung des (informellen) 
Pflegebedarfs

Infolge des demografischen Wandels wird die Zahl 
pflegebedürftiger Menschen in den kommenden Jah-
ren weiter steigen. Da die meisten Pflegebedürftigen 
zu Hause versorgt werden, wächst auch der Bedarf an 
häuslicher Pflege. Solange sich die Versorgungsstruk-
turen nicht grundlegend verändern, müssen Angehö-
rige und andere nahestehende Personen einen gro-
ßen Teil dieses Bedarfs decken. Entsprechend wird 
auch die Zahl der informell Pflegenden zunehmen.  
Um die Folgen für das Erwerbsarbeitsvolumen ab-
schätzen zu können, ist zunächst zu klären, wie viele 
erwerbsfähige Menschen künftig informell pflegen 
und potenziell Pflege und Beruf vereinbaren werden.

Die Projektion erfolgt in zwei Schritten. Zunächst wird 
die künftige Entwicklung der Pflegebedürftigen be-
rechnet. Sie lässt sich anhand der altersspezifischen 
Pflegequoten und der erwarteten Altersstruktur der 
Bevölkerung vergleichsweise verlässlich bestimmen 
(siehe Methodenbox 3). Daraus wird anschließend die 
Zahl der informell Pflegenden abgeleitet. Dabei wird 
ein konstantes Verhältnis von informell Pflegenden zu 
Pflegebedürftigen angenommen (siehe Methoden-
box 4).

Bis 2045 könnte die Zahl der Pflegebedürftigen  
auf knapp 8 Millionen anwachsen
Auf Basis der amtlichen Pflegestatistik und der aktuel-
len Bevölkerungsvorausberechnung ist bis 2045 mit 
einem Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen um 1,5 
bis 2,3  Millionen Personen zu rechnen (siehe Abbil-
dung 1). Die Spannweite ergibt sich aus zwei Varian-
ten der Vorausberechnung. Die „Status-quo“-Variante 
berücksichtigt ausschließlich die demografische Ent-
wicklung. Danach hätten im Jahr 2045 etwas mehr als 
7  Millionen Menschen einen Pflegebedarf. Die 
„Trend“-Variante schreibt zusätzlich die Entwicklung 
der vergangenen Jahre fort, in denen die Zahl der 
Pflegebedürftigen stärker gestiegen ist, als es die 

2015 2020 2023 2025 2030 2035 2040 2045

0

ABBILDUNG 1 
Entwicklung der Zahl der Pflegebedürftigen bis 2045

Quelle: Pflegestatistik, Bevölkerungsfortschreibung, 16. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (Variante 2), eigene Berechnung
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demografische Entwicklung allein erklären kann. (sie-
he Methodenbox 3). Nach dieser Variante könnte es 
im Jahr 2045 knapp 8 Millionen Pflegebedürftige ge-
ben. Im Folgenden beziehen wir uns ausschließlich auf 
die Trendvariante.

Im Jahr 2045 könnten 13 Prozent der Menschen  
im Erwerbsalter informelle Pflege leisten
Ausgehend von der Entwicklung der Pflegebedürfti-
gen (in der Trend-Variante, siehe Methodenbox 3) 
lässt sich auch die Entwicklung der informell Pflegen-
den abschätzen. Dazu wird die Zahl der Pflegebedürf-
tigen, die informell versorgt werden, der Zahl der er-
werbsfähigen informell Pflegenden gegenübergestellt. 
Berücksichtigt werden dabei Pflegebedürftige, die 
laut Pflegestatistik allein durch Angehörige oder zu-
sammen mit bzw. durch ambulante Pflege- oder Be-
treuungsdienste versorgt werden. Im Jahr 2023 wa-
ren das 4,2  Millionen Personen (siehe Tabelle 1, 
Kapitel 2.1). Ihnen werden 4,6 Millionen erwerbsfähi-
ge informell Pflegende aus dem SOEP gegenüberge-
stellt (siehe Kapitel 2.2). Daraus ergibt sich ein 

informeller Pflege-Quotient von rund 1 zu 1,1. Das 
bedeutet, das an der Versorgung einer pflegebedürfti-
gen Person im Schnitt 1,1 erwerbsfähige informell 
Pflegende beteiligt sind (siehe Methodenbox 4). 

Unter der vereinfachenden Annahme, dass sich die 
Versorgungsstrukturen nicht grundlegend verändern 
und der informelle Pflege-Quotient bis 2045 stabil 
bleibt, würden im Jahr 2045 rund 6,4  Millionen Er-
werbsfähige informelle Pflege leisten. Das wären 
etwa 1,7 Millionen mehr als 2023. Für 2045 erwartet 
die 16. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung 
des Statistischen Bundesamts eine Erwerbsbevölke-
rung von 46 bis 48  Millionen Personen (DESTATIS, 
2025). Damit könnte fast jede siebte Person im Er-
werbsalter vor der Herausforderung stehen, Pflege 
und Beruf zu vereinbaren (Abbildung 2).

Die Schätzung der Entwicklung basiert, wie beschrie-
ben, auf der Annahme eines bis 2045 stabilen infor-
mellen Pflege-Quotienten. Diese Annahme ist mit  
Unsicherheiten verbunden. Unterschiedliche 

M E T H O D E N B O X  3

Pflegevorausberechnung

Grundlage der Pflegevorausberech-
nung für die Jahre 2024 bis 2045 bil-
den die Ergebnisse der 16. koordinier-
ten Bevölkerungsvorausberechnung 
(kBV) des Statistischen Bundesamts. 
Alle Ergebnisse der vorliegenden Stu-
die beruhen auf der geschätzten Ent-
wicklung der Bevölkerungszahlen 
nach Alter und Geschlecht entspre-
chend der mittleren Variante (Varian-
te 2) der 16. kBV.

Neben den Ergebnissen der 16. kBV 
liegen der Pflegevorausberechnung 
Pflegequoten nach Alter, Geschlecht 
und Art der Versorgung für den Zeit-
raum 2019 bis 2023 zugrunde. Zur Be-
rechnung der Pflegequoten wurden 
die folgenden Daten herangezogen:

▪ �Zahl der Pflegebedürftigen nach Al-
ter(-sgruppen), Geschlecht und Art 
der Versorgung in den Jahren 2019, 
2021 und 2023 entsprechend der 
amtlichen Pflegestatistik;

▪ �Bevölkerungsstand nach Alter und 
Geschlecht entsprechend der Bevöl-
kerungsfortschreibung auf der Basis 
des Zensus 2022 für die Jahre 2021, 
2023 und 2024;

▪ �Bevölkerungsstand nach Alter und 
Geschlecht entsprechend der Bevöl-
kerungsrückrechnung auf der Basis 
des Zensus 2022 für das Jahr 2019.

Status-quo-Variante

Die Status-quo-Variante bildet aus-
schließlich den Einfluss der demogra-
fischen Entwicklung ab. Es wird unter-
stellt, dass sich die Inanspruchnahme 
von Leistungen der Pflegeversiche-
rung im Vorausberechnungszeitraum 
nicht verändert und derjenigen im 
Jahr 2023 entspricht. Die zukünftige 
Zahl der Pflegebedürftigen ergibt sich 
dementsprechend aus der Entwick-
lung der Bevölkerungszahlen in den 
Jahren 2024 bis 2045 und den beob-
achteten Pflegequoten im Jahr 2023.

Trendvariante

Die Pflegequoten sind in den vergan-
genen Jahren stetig gestiegen. Beson-
ders hohe Zuwächse gab es nach der 
Reform des Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs im Jahr 2017. Diese waren zwar 

erwartet worden, setzen sich jedoch 
bis heute fort. So überschritt die Zahl 
der Pflegebedürftigen in der sozialen 
Pflegeversicherung bereits 2023 den 
Wert, der ursprünglich für 2050 prog-
nostiziert worden war (Nolting et al., 
2026). Als Gründe gelten ein Nachwir-
ken der Ausweitung des Kreises der 
Anspruchsberechtigten (Rothgang et 
al., 2025), ein besserer Informations-
stand über die Leistungen der Pflege-
versicherung und eine zunehmende 
Entstigmatisierung von Pflegebedürf-
tigkeit (Nolting et al., 2026). Die 
Trendvariante der Pflegevorausbe-
rechnung unterstellt daher, dass sich 
der zwischen 2019 und 2023 beob-
achtete Anstieg der Pflegequoten bis 
2029 fortsetzt und die Quoten an-
schließend konstant bleiben. Da die 
Ursachen des Anstiegs fortwirken 
dürften, erscheint diese Annahme re-
alistischer als ein abrupter Stillstand, 
wie ihn die Status-quo-Variante un-
terstellt. Zugleich wird der Trend 
nicht unbegrenzt fortgeschrieben.
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Entwicklungen könnten dazu führen, dass zukünftig 
mehr oder weniger erwerbsfähige Personen für die 
Versorgung eines Pflegebedürftigen zuständig sind 
und sich der Pflege-Quotient verändert. Beispielswei-
se könnten veränderte Einstellungen und Wünsche 
hinsichtlich der eigenen Pflege zu einer geringeren 

„Nachfrage“ an informeller Pflege führen. Aktuelle Be-
fragungen deuten darauf hin, dass zukünftige Genera-
tionen pflegebedürftiger Menschen tendenziell selte-
ner erwarten, von Angehörigen gepflegt zu werden; 
sie wollen eher vermeiden, diesen „zur Last zu fallen“, 
und sind im Umkehrschluss professioneller Unterstüt-
zung gegenüber aufgeschlossener als frühere Genera-
tionen (Haumann, 2022). Davon ausgehend könnte 
ein größerer Teil des zusätzlichen Pflegebedarfs durch  
professionelle Angebote oder andere Unterstüt
zungsformen außerhalb der Familie gedeckt werden – 
vorausgesetzt diese sind vorhanden – und die Anzahl 
der informell Pflegenden würde sinken.

Unabhängig davon, wie sich das Verhältnis von Pfle-
gebedürftigen zu informell Pflegenden entwickelt, 
spricht vieles dafür, dass die Belastung derjenigen zu-
nimmt, die eine Pflegetätigkeit ausüben. Die Erwerbs-
beteiligung von Frauen und Menschen im rentenna-
hen Alter wird voraussichtlich weiter steigen. Dadurch 
werden jene Bevölkerungsgruppen, die heute einen 
großen Teil der informellen Pflege leisten, weniger 
freie Zeit für Pflege haben. In Zukunft werden mehr 
Personen vor der Herausforderung stehen, informelle 
Pflege und Beruf zu vereinbaren.

4,0 Mio.

4,5 Mio.

5,0 Mio.

5,5 Mio.

6,0 Mio.

6,5 Mio.

ABBILDUNG 2 
Entwicklung informell Pflegender im Erwerbsalter bis 2045 

Quellen: Pflegestatistik, SOEP v40.1, eigene Berechnung

2025 2026 2030 2035 2040 2045

5,2 Mio. 

4,7 Mio.

6,4 Mio.

5,8 Mio.

Pflegebedürftige in informeller Pflege (Trend)**Erwerbsfähige informell Pflegende*

  * Erwerbsfähige informell Pflegende umfassen Personen im Alter von 18 bis 67 Jahren ohne Rentenbezug mit gültiger Angabe zum Erwerbsstatus, die 
     mindestens eine Stunde pro Woche informelle Pflege leisten. Berücksichtigt werden dabei sowohl erwerbstätige als auch nicht erwerbstätige Personen. 
** Nur derjenige Teil Pflegebedürftigen wird berücksichtigt, bei dem eine wesentliche Beteiligung informell Pflegender anzunehmen ist. Dies ist auf Basis der 
     Pflegestatistik nicht eindeutig bestimmbar. Um eine Überschätzung zu vermeiden, wurden Personen mit Pflegegrad 1, die ausschließlich landesrechtliche 
   oder gar keine Leistungen erhalten, sowie Personen mit Pflegegrad 1 in teilstationärer Pflege ebenso wie stationär versorgte Pflegebedürftige ausgenommen
    (siehe Kapitel 2.1).

M E T H O D E N B O X  4

Informeller Pflege-Quo-
tient: Einordnung

Im Vergleich mit anderen Schätzungen ist das ange-
nommene Verhältnis von 1,1 erwerbsfähigen infor-
mell Pflegenden auf eine pflegebedürftige Person 
plausibel. Rothgang et al. (2025) gehen beispielsweise 
von etwa zwei informell Pflegenden je pflegebedürf-
tiger Person aus, Hoff et al. (2025) von 1,6 bis 1,7. Die-
se Werte schließen allerdings auch nicht erwerbsfä-
hige Pflegende ein. Je nach Quelle sind zwei Drittel 
(Behrendt et al., 2026) bis drei Viertel (Calahorrano et 
al., 2025) der informell Pflegenden im erwerbsfähi-
gen Alter. Überträgt man diese Anteile auf die ge-
nannten Schätzungen, ergibt sich ein Verhältnis von 
etwa 1 zu 1,1 bis 1 zu 1,5. Der hier verwendete Quo-
tient von 1 zu 1,1 liegt am unteren Rand dieser Span-
ne und ist daher eher konservativ.
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3. Pflegebedingte Erwerbsverluste

Ein großer Teil der informell Pflegenden ist im er-
werbsfähigen Alter und muss Pflege mit einer Er-
werbstätigkeit vereinbaren. Da Pflege häufig viele 
Stunden pro Woche beansprucht, ist davon auszuge-
hen, dass sie sich auf die Erwerbstätigkeit der Pfle-
genden auswirkt. Wie stark Pflege die Erwerbsbeteili-
gung und den Erwerbsumfang von Frauen und 
Männern beeinflusst und welches Erwerbsarbeitsvo-
lumen dadurch verloren geht, steht im Mittelpunkt 
dieses Kapitels. Ausgangspunkt sind deskriptive Be-
funde auf Basis des SOEP, die mit zentralen Ergebnis-
sen der Forschungsliteratur zu pflegebedingten Er-
werbsanpassungen zusammengeführt werden. Darauf 
aufbauend werden Annahmen zur Verringerung der 
Erwerbsarbeitszeit und zum Ausstieg aus der Er-
werbstätigkeit abgeleitet, die als Grundlage für eine 
Schätzung des pflegebedingt entfallenden Erwerbs-
volumens dienen. Verknüpft mit der Entwicklung der 
Zahl der Pflegebedürftigen und der informell Pflegen-
den lässt sich schließlich beziffern, wie sich dieser Ver-
lust bis 2045 entwickeln könnte, sofern sich die Struk-
tur des Pflegesystems nicht grundlegend ändert und/
oder keine zusätzlichen Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Vereinbarkeit ergriffen werden.

3.1 Erwerbsbeteiligung und  
Erwerbsumfang informell Pflegender

Eigene SOEP-Auswertungen zeigen bereits, dass sich 
die Erwerbssituation der Pflegenden von jener der 
Nichtpflegenden unterscheidet (Tabelle 4). Informell 
Pflegende sind häufiger teilzeitbeschäftigt und arbei-
ten im Durchschnitt weniger Stunden in Erwerbsar-
beit als Personen ohne Pflegeverantwortung. Spiegel-
bildlich dazu ist Vollzeitbeschäftigung unter 
Pflegenden seltener. So beträgt der Vollzeitanteil un-
ter den erwerbsfähigen Pflegenden 47,5 Prozent ge-
genüber 56,2  Prozent bei den Nichtpflegenden. 
Gleichzeitig liegt der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
bei Pflegenden mit 25,1  Prozent über dem entspre-
chenden Wert für die Gruppe der Nichtpflegenden 
(21 Prozent). Folglich fällt auch die durchschnittliche 
Wochenerwerbsarbeitszeit mit 35,2 Stunden geringer 
aus als bei den Nichtpflegenden (36,5 Stunden). Damit 
deuten die Ergebnisse auf einen möglichen Zusam-
menhang zwischen Pflegeverantwortung und Er-
werbsumfang hin.

TABELLE 4 
Erwerbsstruktur der Gruppe erwerbsfähiger Pflegender und Nichtpflegender nach Geschlecht (2023)

Erwerbsmerkmal
Nicht

pflegende 
insgesamt

Pflegende 
insgesamt

Nicht
pflegende 

Frauen

Pflegende 
Frauen 

Nicht
pflegende 
Männer

Pflegende 
Männer

Vollzeit 56,2 % 47,5 % 38,8 % 34,7 % 72,4 % 69,6 %
Teilzeit 21 % 25,1 % 34,1 % 34,3 %  8,7 %  9,2 %
Sonstige a  6,8 %  7,8 %  7,8 % 10,1 %  5,9 %  3,9 %
Nicht erwerbstätig 16,1 % 19,6 % 19,4 % 20,9 % 13 % 17,3 %
Ø Erwerbs
arbeitszeit b

36,5 Std. 35,2 Std. 33,1 Std. 32,1 Std. 39,5 Std. 40,3 Std. 

a) �Sonstige Erwerbsformen umfassen Ausbildung, unregelmäßige oder geringfügige Beschäftigung, Beschäftigung  
in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung sowie Kurzarbeit.

b) �Die durchschnittliche Erwerbsarbeitszeit bezieht sich ausschließlich auf Erwerbstätige mit gültiger Angabe  
zur Erwerbsarbeitszeit im Alter von 18–67 Jahren.

Quelle: SOEP v40.1, Erhebungsjahr 2023; eigene Auswertung
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Pflegende Frauen sind seltener in Vollzeit beschäftigt 
als nichtpflegende Frauen. Pflegende Männer sind 
seltener erwerbstätig als nicht pflegende Männer.
Tabelle 4 zeigt zudem, dass die Unterschiede zwi-
schen Pflegenden und Nichtpflegenden je nach Ge-
schlecht variieren. Bei Frauen zeigt sich der deutlichs-
te Unterschied im Anteil der Vollzeitbeschäftigten. 
Pflegende Frauen sind seltener vollzeitbeschäftigt als 
Frauen ohne Pflegeverantwortung (34,7 Prozent ge-
genüber 38,8 Prozent) und weisen zudem eine etwas 
geringere durchschnittliche Wochenerwerbsarbeits-
zeit auf (32,1 gegenüber 33,1 Stunden). Bei Männern 
fallen die Unterschiede in den Erwerbsformen insge-
samt geringer aus. Der größte Unterschied zeigt sich 
hier im Anteil der Nichterwerbstätigen: Dieser beträgt 
bei pflegenden Männern 17,3 Prozent und liegt damit 
deutlich über dem Wert der nichtpflegenden Männer 
(13 Prozent). Die Vollzeitquoten unterscheiden sich in 
geringerem Ausmaß (69,6  Prozent gegenüber 
72,4  Prozent). Auffällig ist zudem, dass pflegende 
Männer eine etwas höhere durchschnittliche Wo-
chenarbeitszeit haben (40,3 gegenüber 39,5 Stunden). 

Hohe Pflegeintensität geht mit geringerer  
Erwerbsbeteiligung einher
Deutlicher als beim allgemeinen Vergleich von Pfle-
genden und Nichtpflegenden treten Unterschiede bei 
einer Differenzierung nach Pflegeintensität hervor. 
Mit zunehmendem zeitlichen Pflegeaufwand verän-
dert sich die Erwerbsstruktur der Pflegenden sichtbar 
(Tabelle 5). So liegt der Vollzeitanteil bei Pflegenden 
mit hoher Pflegeintensität bei 38,2 Prozent und damit 

deutlich unter dem entsprechenden Wert von Pfle-
genden mit geringer Pflegeintensität (55,2  Prozent). 
Gleichzeitig sind Personen mit hoher Pflegeintensität 
häufiger nicht erwerbstätig (22,9 Prozent gegenüber 
16,8  Prozent) und arbeiten, sofern sie erwerbstätig 
sind, im Durchschnitt weniger Stunden pro Woche 
(32,7 gegenüber 37 Stunden).

Diese Muster zeigen sich sowohl bei Frauen als auch bei 
Männern, allerdings in unterschiedlicher Ausprägung. 
Frauen mit hoher Pflegeintensität sind seltener vollzeit-
beschäftigt als Frauen mit geringer Pflegeintensität 
(32 Prozent gegenüber 38,2 Prozent) und häufiger nicht 
erwerbstätig (23,6 Prozent gegenüber 17,6 Prozent) als 
Frauen mit geringer Pflegeintensität. Zugleich fällt ihre 
durchschnittliche Wochenerwerbsarbeitszeit niedriger 
aus (31,4 gegenüber 32,9 Stunden). Bei Männern zeigen 
sich die Unterschiede vor allem in der Erwerbsform. Der 
Vollzeitanteil sinkt von 73,2 auf 60  Prozent, während 
sich der Teilzeitanteil von 7,1 auf 14,8 Prozent mehr als 
verdoppelt. Gleichzeitig arbeiten Männer mit hoher 
Pflegeintensität im Durchschnitt weniger Stunden als 
Männer mit geringerer Pflegebelastung (37,4 gegenüber 
41,3 Stunden pro Woche). 

Die Ergebnisse sprechen dafür, dass die Intensität der 
Pflege eine wichtige Rolle für die Vereinbarkeit von 
Pflege und Erwerbstätigkeit spielt. Mit zunehmendem 
zeitlichen Pflegeaufwand sinken die Vollzeitquoten, 
während Teilzeitbeschäftigung und Nichterwerbstä-
tigkeit zunehmen.

TABELLE 5  
Erwerbsstruktur der Gruppe erwerbsfähiger Pflegender nach Pflegeintensität und Geschlecht (2023)

Erwerbsmerkmal

Hohe 
Pflege

intensität,a 
gesamt

Geringe 
Pflege- 

intensität,b 
gesamt

Frauen, 
geringe 
Pflege

intensität

Frauen,  
hohe  

Pflege
intensität

Männer, 
geringe 
Pflege

intensität

Männer,  
hohe 

Pflege
intensität

Vollzeit 38,2 % 55,2 % 38,2 % 32 % 73,2 % 60 %
Teilzeit 28,7 % 22,2 % 36,4 % 32,6 %  7,1 % 14,8 %
Sonstige c 10,2 %  5,8 % 7,9 % 11,8 %  3,6 %  4,6 %
Nicht  
erwerbstätig

22,9 % 16,8 % 17,6 % 23,6 % 16 % 20,6 %

Ø Erwerbs
arbeitszeit d 32,7 Std. 37 Std. 32,9 Std. 31,4 Std. 41,3 Std. 37,4 Std.

a) �Hohe Pflegeintensität = mindestens zehn Stunden informelle Pflege pro Woche 
b) �Niedrige Pflegeintensität = mindestens eine, aber weniger als zehn Stunden informelle Pflege pro Woche
c) �Sonstige Erwerbsformen umfassen Ausbildung, unregelmäßige oder geringfügige Beschäftigung, Beschäftigung  

in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung sowie Kurzarbeit. 
d) �Die durchschnittliche Erwerbsarbeitszeit bezieht sich ausschließlich auf Erwerbstätige mit gültiger Angabe zur Erwerbsarbeitszeit.

Quelle: SOEP v40.1, Erhebungsjahr 2023; eigene Auswertung

17

3. Pflegebedingte Erwerbsverlust



Die stärksten Unterschiede zeigen sich  
nach Geschlecht und Pflegeintensität
Die dargestellten Befunde beschreiben Zusammen-
hänge zwischen Pflegeverantwortung, Pflegeintensi-
tät und Erwerbstätigkeit, lassen aber keine Aussagen 
über Ursache und Wirkung zu. Deutlich wird  
dennoch, dass die Unterschiede vor allem entlang 
zweier Dimensionen verlaufen, nämlich Geschlecht 
und Pflegeintensität. Zwischen Pflegenden und Nicht-
pflegenden unterscheidet sich bei Frauen insbeson-
dere der Erwerbsumfang, bei Männern insbesondere 
die Erwerbsbeteiligung. Zugleich nehmen die Abstän-
de mit wachsendem Pflegeaufwand insgesamt zu. Da 
Frauen auch ohne Pflegeverantwortung häufiger in 
Teilzeit arbeiten, bleibt offen, ob Pflege den Erwerbs-
umfang verringert oder ob Personen mit geringerem 
Erwerbsumfang eher Pflege übernehmen.

Wie sich informelle Pflege tatsächlich auf die Er-
werbstätigkeit auswirkt, lässt sich anhand von Analy-
sen beurteilen, die individuelle Erwerbsverläufe über 
die Zeit verfolgen und kausale Effekte identifizieren. 

3.2 Formen und Ausmaß 
pflegebedingter Erwerbsanpassungen 

Der folgende Abschnitt führt daher die zentralen Be-
funde der Literatur zu pflegebedingten Erwerbsan-
passungen zusammen. Im Mittelpunkt stehen dabei 
die Zusammenhänge zwischen Pflegeintensität, Form 
der Erwerbsanpassung und Geschlecht. Die Ergebnis-
se dienen anschließend als Grundlage für die Ablei-
tung der Annahmen zur Schätzung des pflegebeding-
ten Erwerbsverlusts. Bei der Interpretation der 
Studienergebnisse ist zu berücksichtigen, dass sich die 
zugrunde liegenden Untersuchungen sowohl hinsicht-
lich ihrer Datengrundlage als auch hinsichtlich der be-
trachteten Pflegekonstellation unterscheiden. Diese 
Unterschiede erklären Abweichungen in den berichte-
ten Werten. Über die verschiedenen Studien hinweg 
zeigen sich dennoch vergleichbare Größenordnungen 
der pflegebedingten Erwerbsanpassungen.

	▪ Ein Teil der Studien basiert auf bevölkerungsreprä-
sentativen Paneldaten wie dem SOEP oder dem Sur-
vey of Health, Ageing and Retirement in Europe 
(SHARE) und untersucht Pflege im Kontext allgemei-
ner Erwerbs- und Lebensverläufe (u. a. Ehrlich, 2023; 
Ehrlich et al., 2020; Geyer, 2016; Heger & Korfhage, 
2020; Korfhage  & Fischer-Weckemann, 2024; 
Schmitz & Westphal, 2017; Stockhausen, 2025). 

	▪ Daneben stehen themenspezifische Befragungen 
pflegender Personen beziehungsweise von Pflege-
haushalten, die detaillierte Informationen zu Pflege-
situation und Erwerbsverhalten erfassen (u. a. Beh-
rendt et al., 2026; Geiss et al., 2019; Haumann, 
2022; Scheuermann et al., 2024b, 2024a; Schneek-
loth et al., 2017; Schwinger et al., 2016; Schwin-
ger & Zok, 2024). 

	▪ Ergänzt wird die Evidenz durch registerdatenbasier-
te Analysen der Tätigkeit besonders intensiv Pfle-
gender (u. a. Keck, 2016; Schütz & Wetzel 2024).

Was die jeweils betrachtete Pflegekonstellation an-
geht, so erfassen einige der zuvor angeführten Unter-
suchungen Angehörigenpflege allgemein. Demgegen-
über beziehen sich andere gezielt auf die Pflege von 
Eltern bzw. Schwiegereltern oder auf Hauptpflege-
personen von Pflegebedürftigen in Privathaushalten. 
Die SOEP-basierten Studien erfassen Pflegetätigkei-
ten dagegen beziehungsneutral über den zeitlichen 
Pflegeaufwand und erlauben keine Aussage zur Be-
ziehung zwischen pflegender und gepflegter Person. 
Zudem umfasst der Kreis der Pflegenden je nach Stu-
die ausschließlich Angehörige oder schließt auch 
Freunde, Bekannte und Nachbarn ein. Eine systemati-
sche Übersicht über die berücksichtigten Studien ent-
hält Tabelle 11 im Anhang. 

Die Mehrheit der Pflegenden bleibt erwerbstätig
Die Studienlage weist insgesamt darauf hin, dass die 
Übernahme informeller Pflegeaufgaben die Erwerbs-
tätigkeit beeinflussen kann. Sowohl Befragungen, in 
denen Pflegende direkt nach den Gründen für Ar-
beitszeitreduktionen oder Erwerbsausstiege gefragt 
werden, als auch Längsschnitt- und Panelanalysen zei-
gen entsprechende Zusammenhänge. Gleichzeitig 
verdeutlichen die Befunde, dass die Mehrheit der in-
formell Pflegenden ihre Erwerbstätigkeit weiterhin 
aufrechterhält. Pflege führt somit nicht zwangsläufig 
zu Erwerbsanpassungen, erhöht jedoch deren Wahr-
scheinlichkeit.

Etwa ein Viertel der erwerbstätigen Pflegenden 
reduzieren ihre Arbeitszeit aufgrund der Pflege 
Eine Reihe von Befragungen untersucht den Anteil 
der erwerbstätigen Pflegenden, die ihre Arbeitszeit 
aufgrund von Pflege reduzieren. Die Werte beziehen 
sich teilweise auf unterschiedliche Bezugsgruppen. So 
berichten Behrendt et al., dass 45 Prozent der Teilzeit-
beschäftigten aufgrund der Pflege in Teilzeit arbeiten, 
bei Schwinger und Zok geben 51,8 Prozent der in 
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Teilzeit oder stundenweise Erwerbstätigen eine pfle-
gebedingte Reduzierung an. Andere Studien beziehen 
ihre Angaben auf alle Erwerbstätigen oder auf die zu 
Pflegebeginn Erwerbstätigen. Um die Ergebnisse ver-
gleichbar zu machen, werden die Angaben, soweit an-
hand der berichteten Fallzahlen möglich, auf alle zum 
Befragungszeitpunkt Erwerbstätigen bezogen. Da-
nach haben je nach Studie rund 19 bis 32 Prozent der 
erwerbstätigen informell Pflegenden ihren Erwerbs-
umfang aufgrund der Pflege reduziert. Für Behrendt 
et al. ergibt sich beispielsweise ein Anteil von rund 21 
Prozent, für Schwinger und Zok von rund 19 Prozent 
und für Geiss et al. von rund 32 Prozent; Scheuer-
mann et al. berichten einen Anteil von rund 25 Pro-
zent (Behrendt et al., 2026; Geiss et al., 2019; Hau-
mann, 2022; Scheuermann et al., 2024b; Schneekloth 
et al., 2017). 

Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit  
münden in spürbaren Stundenverlusten 
Je nach der betrachteten Studie fällt die Verringerung 
der Erwerbsarbeitszeit unterschiedlich groß aus. Dies 
ist unter anderem auf Unterschiede in Bezug auf Da-
tenbasis, Pflegekonstellation und Definition der be-
trachteten Gruppen zurückzuführen. 

Studien, die auf Basis bevölkerungsrepräsentativer 
Paneldaten individuelle Erwerbsverläufe über die Zeit 
betrachten, zeigen Erwerbsarbeitszeiteffekte im Be-
reich von wenigen Stunden pro Woche. So nennt Ge-
yer (2016) für Frauen mit Pflegetätigkeit Einschrän-
kungen der Erwerbsarbeit im Umfang von rund zwei 
bis vier Stunden pro Woche, je nach Pflegeintensität 
und Wohnsituation. Heger und Korfhage (2020) stel-
len für Frauen mit dauerhafter Pflegeverantwortung 
eine Verringerung der Erwerbsarbeitszeit um rund 
14 Prozent fest. 

Scheuermann et al. (2024b) zeigen anhand von Befra-
gungsergebnissen für Pflegepersonen, die ihre Ar-
beitszeit reduziert haben, einen Rückgang der durch-
schnittlichen Wochenerwerbsarbeitszeit von 35,5 auf 
24,7 Stunden und damit eine Verringerung um rund 
30 Prozent bzw. knapp 11 Stunden pro Woche. Die-
ser Wert bezieht sich ausschließlich auf die Gruppe 
der Teilzeitarbeitenden. Bezogen auf die gesamte 
Gruppe der Erwerbstätigen in der Studie ergibt sich 
ein durchschnittlicher Erwerbsarbeitszeitverlust von 
rund 9 Prozent. 

Rund ein Drittel der nicht erwerbstätigen  
Pflegenden im Erwerbsalter ist aufgrund der  
Pflege nicht erwerbstätig
Auch die Angaben zur pflegebedingten Nichterwerb-
stätigkeit beruhen in den Studien auf unterschiedli-
chen Bezugsgruppen. Beispielsweise weisen Behrendt 
et al. einen Anteil von 9,8 Prozent an allen Nichter-
werbstätigen aus; diese Gruppe umfasst jedoch auch 
Personen im Ruhestand oder Vorruhestand. Andere 
Studien betrachten die bei Pflegebeginn Erwerbstäti-
gen oder grenzen die Nichterwerbstätigen bereits auf 
Personen im Erwerbsalter ein. Für die vorliegende 
Analyse werden die Angaben daher, soweit anhand 
der verfügbaren Zahlen möglich, auf eine gemeinsame 
Bezugsgruppe harmonisiert: die zum Befragungszeit-
punkt nicht erwerbstätigen informell Pflegenden im 
Erwerbsalter. Auf dieser Grundlage ergibt sich bei 
Behrendt et al. ein Anteil von rund 36 Prozent, wäh-
rend Schwinger und Zok 28 Prozent ausweisen und 
sich aus den Angaben von Geiss et al. ein Anteil von 
rund 34 Prozent ableiten lässt. Die verfügbaren Er-
gebnisse deuten damit darauf hin, dass etwa 30 bis 35 
Prozent der nicht erwerbstätigen informell Pflegen-
den im Erwerbsalter aufgrund der Pflege nicht er-
werbstätig sind (Behrendt et al., 2026; Geiss et al., 
2019; Haumann, 2022; Scheuermann et al., 2024a; 
Schneekloth et al., 2017; Schwinger & Zok, 2024). Die 
Befunde deuten darauf hin, dass Ausstiege aus der Er-
werbstätigkeit insbesondere bei hoher Pflegeintensi-
tät auftreten (Ehrlich 2023, siehe nächster Abschnitt). 

Die Pflegeintensität hat Einfluss auf die Wahr-
scheinlichkeit pflegebedingter Erwerbsanpassungen
Wenn Erwerbsanpassungen erfolgen, dann geschieht 
dies häufiger in Form einer Verringerung der Erwerbs-
arbeitszeit als durch einen vollständigen Ausstieg aus 
der Erwerbstätigkeit. Zugleich weisen die Studien 
übereinstimmend darauf hin, dass die Wahrscheinlich-
keit solcher Erwerbsanpassungen mit zunehmender 
Pflegeintensität deutlich ansteigt. Während ein gerin-
gerer Pflegeumfang häufig noch mit einer Erwerbstä-
tigkeit vereinbar ist, gewinnen bei längeren Pflegezei-
ten sowohl Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit als 
auch der vollständige Ausstieg aus der Erwerbstätig-
keit an Gewicht. Besonders ausgeprägt sind die nega-
tiven Erwerbseffekte bei täglicher oder nahezu tägli-
cher Pflege, beim Zusammenleben mit der 
pflegebedürftigen Person, bei höheren Pflegegraden 
sowie bei einem hohen Unterstützungsbedarf (Beh-
rendt et al., 2026; Ehrlich, 2023; Heger & Korfhage, 
2020; Scheuermann et al., 2024b). Oberhalb eines 
Pflegeaufwands von etwa zehn Wochenstunden 

19

3. Pflegebedingte Erwerbsverlust



verdoppelt sich die Wahrscheinlichkeit eines vollstän-
digen Ausstiegs (Ehrlich, 2023). Darüber hinaus steigt 
die Wahrscheinlichkeit einer Erwerbsanpassung auch 
mit der Dauer der Pflegesituation (Heger & Korfhage, 
2020; Sachverständigenrat Wirtschaft, 2026; 
Schmitz & Westphal, 2017)

Frauen reduzieren häufiger ihre Erwerbsarbeitszeit, 
Männer geben häufiger ihre Erwerbstätigkeit auf
Männer und Frauen reagieren auf die Übernahme in-
formeller Pflege in unterschiedlicher Weise. Das gilt 
sowohl für die Frage, ob sie ihre Erwerbstätigkeit an-
passen, als auch für jene, wie sie dies tun. 

Frauen passen ihre Erwerbstätigkeit vor allem über 
eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit an, ohne den 
Arbeitsmarkt vollständig zu verlassen. Geyer (2016) 
zeigt auf der Basis des SOEP, dass pflegende Frauen in 
Pflegehaushalten ihre Wochenerwerbsarbeitszeit im 
Durchschnitt um rund drei Stunden verringern – bei 
geringem Pflegeaufwand um etwa zwei, bei intensiver 
Pflege um bis zu 3,6 Stunden. Heger und Korfhage 
(2020) bestätigen dieses Muster im europäischen 
Vergleich (SHARE-Daten, Erwerbstätige im Alter von 
50 bis 70 Jahren): Bei kontinuierlicher, also über meh-
rere Jahre andauernder Pflege reduzieren Frauen die 
Zahl ihrer Erwerbsarbeitsstunden um rund 14 Prozent 
und sind seltener vollzeitbeschäftigt. Die Erwerbsbe-
teiligung sinkt zwar auch bei Frauen (kurzfristig um 
5,4  Prozentpunkte), der dominierende Anpassungs-
mechanismus bleibt jedoch die Verringerung der Er-
werbsarbeitszeit. 

Pflegende Männer hingegen passen laut Heger und 
Korfhage (2020) ihre Erwerbsarbeitszeit praktisch 
nicht signifikant an; stattdessen steigt bei kontinuier-
licher Pflege ihre Wahrscheinlichkeit eines vollständi-
gen Ausstiegs aus der Erwerbsarbeit um 14 Prozent-
punkte und die eines vorzeitigen Ruhestands um 
7,5 Prozentpunkte. Auch Geyer (2016) stellt fest, dass 
Männer bei hohem Pflegeaufwand die Erwerbstätig-
keit eher ganz aufgeben; ihre Erwerbswahrscheinlich-
keit sinkt mit Eintritt des Pflegefalls um 6,5 Prozent-
punkte und damit stärker als bei Frauen (rund 
4 Prozentpunkte). 

Zugespitzt durchlaufen Frauen einen abgestuften An-
passungsprozess. Sie verringern zunächst ihre Er-
werbsarbeitszeit und ziehen sich erst bei sehr intensi-
ver oder dauerhafter Pflege vollständig zurück. 

Männern fehlt diese Zwischenstufe weitgehend. Bei 
geringerer Belastung setzen sie ihre meist vollzeitnahe 
Beschäftigung unverändert fort, bei hoher Belastung 
steigen sie ganz aus oder gehen vorzeitig in den Ruhe-
stand. Während Frauen einen graduellen Übergang 
wählen, folgen Männer eher dem Prinzip „Alles oder 
nichts“ (vgl. auch Au & Hagen, 2018).

Pflege beeinflusst den Erwerbsverlauf  
über die Pflegephase hinaus
Au und Hagen (2018) weisen darauf hin, dass die un-
terschiedlichen Muster der Erwerbsanpassung von 
Frauen und Männern vor dem Hintergrund ihrer un-
terschiedlichen Arbeitsmarktpartizipation zu interpre-
tieren sind. Frauen arbeiten bereits vor Pflegebeginn 
häufiger in Teilzeit. Erwerbsfolgen zeigen sich bei ih-
nen daher nicht nur in Form von zusätzlichen Kürzun-
gen der Erwerbsarbeitszeit, sondern auch von verhin-
derten Ausweitungen, einer Verstetigung bestehender 
Teilzeitarrangements sowie erschwerten Übergängen 
in Vollzeitbeschäftigung. 

Mehrere Studien, die ausschließlich Frauen betrach-
ten, weisen darauf hin, dass die Wahrscheinlichkeit, 
nach dem Ende einer Pflegephase die dem Erwerb ge-
widmete Erwerbsarbeitszeit wieder auszuweiten oder 
in eine Vollzeitbeschäftigung zurückzukehren, redu-
ziert ist. Auch nach der Beendigung der Pflege bleiben 
Erwerbsbeteiligung, Erwerbsarbeitszeitumfang oder 
die Rückkehr in eine Vollzeitbeschäftigung oftmals 
hinter dem vorherigen Niveau zurück. Die Auswirkun-
gen informeller Pflege sind also nicht auf die Dauer 
der Pflegephase beschränkt. Vielmehr können sie den 
weiteren Erwerbsverlauf langfristig prägen (Ehrlich et 
al., 2020; Korfhage  & Fischer-Weckemann, 2024; 
Schmitz & Westphal, 2017).

3.3 Methodik der Schätzung  
pflegebedingter Erwerbsverluste

3.3.1 Datengrundlage und Vorgehensweise

Wollte man die pflegebedingten Erwerbsverluste un-
mittelbar berechnen, so müsste für alle erwerbsfähi-
gen informell Pflegenden bekannt sein, ob sie ihre  
Erwerbstätigkeit aufgrund der Pflege reduziert  
oder aufgegeben haben und in welchem Umfang sie 
ohne Pflegeverantwortung erwerbstätig wären. 
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Entsprechende Informationen liegen in den verfügba-
ren Daten jedoch nicht vollständig vor.4 Deshalb füh-
ren wir die dargestellten Informationen aus unter-
schiedlichen Datenquellen zusammen.

	▪ Ausgangspunkt sind die Auswertungen des SOEP, 
sie liefern Größe und Struktur der Gruppe der  
informell Pflegenden im Jahr 2023 (z. B. Ge-
schlechteranteile, Erwerbsbeteiligung und -formen, 

4 �Der Mikrozensus erfasst Gründe für Teilzeit bzw. Nichterwerbstätigkeit sowie Mehrarbeitswünsche. Da hier jedoch nur ein Hauptgrund für 
Erwerbseinschränkungen angegeben werden kann, können Personen unberücksichtigt bleiben, bei denen Pflege zwar zur Einschränkung der 
Erwerbstätigkeit beiträgt, dies jedoch aufgrund der Beschränkung auf einen Hauptgrund nicht gesondert ausgewiesen wird. Zum anderen werden 
als Personen mit Mehrarbeitswunsch nur diejenigen gezählt, die angeben, zum jetzigen Zeitpunkt ihre Arbeitszeit erhöhen zu wollen (auch unter 
unveränderten Rahmenbedingungen). Die vorliegende Analyse wählt daher einen anderen Ansatz.

5 �In der Schätzung wurden Personen berücksichtigt, die im SOEP eindeutig als erwerbstätig (einschließlich „Sonstige“) oder als nicht erwerbstätig 
eingeordnet werden können.

Pflegeintensität in Stunden, siehe Kapitel 3.1).5 Für 
jedes Prognosejahr wird die in Kapitel 2.3 voraus-
berechnete Gesamtzahl erwerbsfähiger informell 
Pflegender (Abbildung 2) anhand der für das Refe-
renzjahr 2023 ermittelten Gruppenanteile auf die 
Modellgruppen verteilt.

	▪ Aus der in Kapitel 3.2 dargestellten Literatur lassen 
sich Modellannahmen dazu ableiten, wie groß der 
Anteil der erwerbstätigen informell Pflegenden ist, 
die ihre Arbeitszeit aufgrund der Pflege reduziert 
haben, und wie hoch die Reduzierung prozentual im 
Durchschnitt ausfällt. 

	▪ Außerdem sind Modellannahmen dazu möglich, wie 
groß der Anteil der nicht erwerbstätigen Pflegen-
den im Erwerbsalter ist, die die Erwerbstätigkeit auf 
Grund der Pflege aufgeben. 

	▪ Zur Annäherung an den Erwerbsumfang, der ohne 
pflegebedingte Einschränkungen realisiert werden 
würde, wurden die auf der Basis des SOEP für das 
Jahr 2023 ermittelten durchschnittlichen Wochen-
arbeitszeiten erwerbstätiger Nichtpflegender des-
selben Geschlechts als Referenz herangezogen. 
Diese betragen 33,1 Wochenstunden für Frauen 
und 39,5 Wochenstunden für Männer. Die Werte 
dienen als Näherung für den Erwerbsumfang, den 
Pflegende realisieren würden, wenn Pflege unein-
geschränkt mit dem Beruf vereinbar wäre. 

Auf dieser Basis ist eine Schätzung möglich, wie hoch 
das Erwerbsarbeitsvolumen in Wochenstunden ist, 
das aufgrund von informeller Pflege verloren geht. 

1. �Dazu wurde zunächst die Anzahl der erwerbstäti-
gen Pflegenden bestimmt, die ihre Erwerbstätigkeit 
nach den Modellannahmen aufgrund der Pflege re-
duzieren (Verlustkomponente 1) sowie 

2. �die Anzahl der nicht erwerbstätigen Pflegenden (im 
Erwerbsalter), die ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben 
haben (Verlustkomponente 2). 

M E T H O D E N B O X  5

Berechnung des  
verlorenen Erwerbs
volumens in Vollzeitäqui-
valenten

Der Verlust durch Reduzierung der Erwerbsarbeitszeit 
ergibt sich aus der folgenden Formel:

			  Ä

Der Verlust durch den pflegebedingten Entfall einer 
Erwerbstätigkeit ergibt sich aus der folgenden Formel:

			  Ä

Das gesamte verlorene Erwerbsvolumen ergibt sich 
aus folgender Formel:

		
Ä Ä Ä

mit 

▪ �  = Zahl der erwerbstätigen Pflegenden der 
 jeweiligen Gruppe

▪ �  = Zahl der nicht erwerbstätigen, aber 
erwerbsfähigen Pflegenden der jeweiligen Gruppe

▪ �  = Durchschnittlicher Anteil der pflegebedingt 
Nichterwerbstätigen (Erwerbsausstiege)

▪ �  = Durchschnittlicher Anteil mit pflege
bedingter Reduzierung der Erwerbsarbeitszeit

▪ �  = Durchschnittliche Wochenerwerbs-
arbeitszeit vergleichbarer nichtpflegender 
Erwerbstätiger desselben Geschlechts

▪ �  = Vollzeitreferenz (38,2 Wochenstunden)
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3. �Anschließend wurde geschätzt, wie viele Erwerbs-
arbeitsstunden im Vergleich mit der geschlechts-
spezifischen Referenzarbeitszeit bei den „Reduzie-
renden“ und bei den „Aufgebenden“ verloren 
gehen. Bei Erwerbstätigen ergibt sich dieser Verlust 
aus der angenommenen Verringerung der Erwerbs-
arbeitszeit, bei pflegebedingt Nichterwerbstätigen 
aus dem vollständigen Wegfall der angenommenen 
Referenzarbeitszeit. Die jeweiligen Stundenzahlen 
wurden zu einem Gesamtverlust summiert.

4. �Die Anzahl verlorener Erwerbsarbeitsstunden wur-
de in Vollzeitäquivalente umgerechnet, der Um-
rechnung liegt die durchschnittliche (tarifliche oder 
betriebsübliche) Wochenerwerbsarbeitszeit von 
Vollzeitbeschäftigten entsprechend der IAB-Ar-
beitszeitrechnung von rund 38,2 Stunden zugrun-
de (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), 2026).

3.3.2 Modellannahmen

Bei der Schätzung der Erwerbsvolumenverluste wird 
entsprechend der Literaturbefunde berücksichtigt, dass 
Erwerbsanpassungen zum einen abhängig von der Pfle-
geintensität erfolgen, zum anderen geschlechterspezifi-
sche Muster der Erwerbsanpassung aufweisen. Ent-
sprechend wurden differenzierte Modellannahmen zum 

	▪ Anteil der erwerbstätigen Pflegenden, die ihre Er-
werbsarbeitszeit aufgrund der Pflege reduzieren,

	▪ Umfang der Reduzierung der Erwerbsarbeitszeit,

	▪ Anteil der nicht erwerbstätigen Pflegenden im Er-
werbsalter, die ihre Erwerbsarbeitszeit aufgrund 
der Pflege aufgeben,

für die folgenden vier Gruppen getroffen:

	▪ Frauen mit geringer Pflegeintensität,

	▪ Frauen mit hoher Pflegeintensität,

	▪ Männer mit geringer Pflegeintensität,

	▪ Männer mit hoher Pflegeintensität.

Tabelle 6 und Tabelle 7 zeigen die konkreten Modell-
annahmen.

Die Modellannahmen orientieren sich an den zuvor 
dargestellten Literaturbefunden, können jedoch nicht 
unmittelbar aus den dort berichteten Anteilen über-
nommen werden. Die zugrunde liegenden Befragun-
gen betrachten häufig Hauptpflegepersonen oder 
Personen mit vergleichsweise hoher Pflegebelastung, 
während das SOEP einen breiteren Kreis informell 
Pflegender erfasst. Für die Übertragung auf die Mo-
dellpopulation werden daher neben den berichteten 
Anteilen weitere in der Literaturanalyse identifizierte 
Muster berücksichtigt, insbesondere Unterschiede 
nach Pflegeintensität und Geschlecht. Die folgenden 
Werte stellen damit literaturbasierte, auf die Modell-
population übertragene Annahmen dar. Um den mit 
der Schätzung verbundenen Unsicherheiten darüber 
hinaus Rechnung zu tragen, werden die Modellannah-
men jeweils als Bandbreite abgebildet, wobei Variante 
1 (v1) die Untergrenze und Variante 2 (v2) die Ober-
grenze darstellt.

Pflegebedingte Verringerung der Erwerbsarbeitszeit
Nach Harmonisierung der unterschiedlichen Bezugs-
gruppen zeigen die Literaturbefunde, dass rund 19 bis 
32 Prozent der erwerbstätigen informell Pflegenden 
ihre Arbeitszeit aufgrund der Pflege reduzieren. 

TABELLE 6 
Pflegebedingte Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit (Abgeleitete Annahmen)

Gruppe Erwerbstätiger
Anteil mit Reduktion (AR) 

v1/v2a

Umfang der Reduktion (UR) 
v1/v2a

Frauen, geringe Pflegeintensität 5 % bis 10 % -5 % bis -10 %
Frauen, hohe Pflegeintensität 20 % bis 25 % -10 % bis -15 %
Männer, geringe Pflegeintensität 0 % bis 2,5 % -5 % bis -10 %
Männer, hohe Pflegeintensität 15 % bis 20 % -10 % bis -15 %

a) �v1 ist der angenommene Mindest-, v2 der angenommene Maximalanteil bzw. -umfang

Quelle: eigene abgeleitete Setzung, eigene Darstellung
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Zugleich zeigen die Studien, dass Arbeitszeitreduktio-
nen mit zunehmender Pflegeintensität häufiger auf-
treten und Frauen ihre Erwerbsarbeitszeit häufiger 
reduzieren als Männer (siehe Kapitel 3.2). Entspre-
chend werden für Frauen Reduktionsanteile von 5 bis 
10 Prozent bei geringer und 20 bis 25 Prozent bei ho-
her Pflegeintensität angenommen. Für Männer wer-
den 0 bis 2,5 Prozent bei geringer und 15 bis 20 Pro-
zent bei hoher Pflegeintensität angesetzt (Tabelle 6).

Auch für den Umfang der Arbeitszeitreduktion weist 
die Literatur auf stärkere Einschränkungen bei höhe-
rer Pflegeintensität hin. Darauf aufbauend wird bei 
geringer Pflegeintensität eine Verringerung des Er-
werbsumfangs um 5 bis 10 Prozent, bei hoher Pflege-
intensität um 10 bis 15 Prozent angenommen. Zwi-
schen Frauen und Männern wird beim Umfang der 
Reduktion nicht unterschieden (Tabelle 6).

Pflegebedingte Nichterwerbstätigkeit 
Für die pflegebedingte Nichterwerbstätigkeit wurden 
die Literaturangaben zunächst auf die für das Modell 
relevante Bezugsgruppe der nicht erwerbstätigen in-
formell Pflegenden im Erwerbsalter harmonisiert. Da-
raus ergibt sich eine Spannweite von rund 28 bis 36 
Prozent, die aufgrund der Pflege nicht erwerbstätig 
sind. Zugleich zeigen die Literaturbefunde, dass voll-
ständige Erwerbsausstiege insbesondere bei hoher 
Pflegeintensität auftreten und sich geschlechtsspezi-
fische Unterschiede in den Erwerbsanpassungen zei-
gen. Für Frauen mit hoher Pflegeintensität wird daher 
angenommen, dass 30 bis 35 Prozent aufgrund der 
Pflege nicht erwerbstätig sind, für Männer mit hoher 
Pflegeintensität 35 bis 40 Prozent. Bei geringer Pfle-
geintensität werden mit 0 bis 2,5 Prozent bei Frauen 
und 0 bis 5 Prozent bei Männern deutlich niedrigere 
Anteile angesetzt (Tabelle 7).

3.3.3 Schätzung der Entwicklung  
pflegebedingter Erwerbsverluste

Anhand der in Kapitel 2 dargestellten Vorausberech-
nung der Zahl pflegebedürftiger Menschen sowie in-
formell Pflegender bis 2045 lässt sich auch das künftig 
pflegebedingt nicht realisierte Erwerbsarbeitsvolu-
men abschätzen. Hierzu wurde die prognostizierte 
Zahl erwerbsfähiger informell Pflegender (vgl. Kapitel 
2.3) unter Beibehaltung der im SOEP 2023 beobach-
teten Strukturen nach Geschlecht und Pflegeintensi-
tät (“Modellpopulation“) in die Zukunft fortgeschrie-
ben. Für jedes Jahr wurde so die Zahl informell 
pflegender Frauen und Männer mit hoher beziehungs-
weise niedriger Pflegeintensität ermittelt. Auf dieser 
Grundlage wurden die in diesem Kapitel dargestellten 
Formeln zur Schätzung des verlorenen Arbeitsvolu-
mens angewendet (siehe Methodenbox 5).

Die in Vollzeitäquivalenten ausgewiesenen Verluste 
sind als jährliche Bestandsgrößen zu interpretieren. 
Sie geben für jedes Jahr an, welches Erwerbsarbeits-
zeitvolumen unter den jeweiligen Annahmen aufgrund 
von Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit und pfle-
gebedingter Nichterwerbstätigkeit nicht realisiert 
wird. Eine Addition der Ergebnisse über die Jahre 
wäre nicht sachgerecht, da dieselben Personen bezie-
hungsweise fortbestehende Erwerbseinschränkun-
gen in mehreren Jahren enthalten sein können.

Auf diese Weise lässt sich eine Größenordnung ab-
schätzen, wie viel Erwerbsarbeitsvolumen künftig 
verloren gehen könnte, sofern sich weder die ge-
schlechtsspezifische Verteilung der Pflegeverantwor-
tung noch die Verteilung der geleisteten Pflegestun-
den wesentlich verändern. Die Ergebnisse 
verdeutlichen zugleich, welches Erwerbspotenzial 
grundsätzlich von den bestehenden 

TABELLE 7 
Pflegebedingte Ausstiege aus der Erwerbstätigkeit (Abgeleitete Annahmen)

Gruppe nicht erwerbstätiger Erwerbsfähiger
Anteil mit Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit (AE) 

v1/v2a

Frauen, geringe Pflegeintensität 0 % bis 2,5 %
Frauen, hohe Pflegeintensität 30 % bis 35 %
Männer, geringe Pflegeintensität 0 % bis 5 %
Männer, hohe Pflegeintensität 35 % bis 40 %
a) �v1 ist der angenommene Mindest-, v2 der angenommene Maximalanteil bzw. -umfang.
Quelle: eigene abgeleitete Setzung, eigene Darstellung
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Vereinbarkeitsherausforderungen betroffen ist und 
damit zumindest teilweise durch wirksamere Verein-
barkeitsmaßnahmen sowie eine ausgewogenere Ver-
teilung von Pflegeaufgaben erhalten oder zurückge-
wonnen werden könnte.

3.3.4 Grenzen der Schätzung

Die vorliegende Schätzung stellt eine auf Modellan-
nahmen beruhende Schätzung des Erwerbsarbeits-
zeitvolumens dar, das unter den getroffenen Annah-
men aufgrund von informeller Pflege verloren gehen 
könnte. Die Ergebnisse beruhen auf einer Kombinati-
on aus SOEP-Daten, der Fortschreibung der Zahl der 
informell Pflegenden sowie literaturbasierten Annah-
men zu pflegebedingten Verringerungen der Erwerbs-
arbeitszeit und Ausstiegen aus der Erwerbstätigkeit, 
nicht auf unmittelbaren empirischen Beobachtungen. 
Die ausgewiesenen Bandbreiten bilden Unsicherhei-
ten hinsichtlich des tatsächlichen Ausmaßes pflegebe-
dingter Erwerbsanpassungen ab.

Eine zentrale Einschränkung ergibt sich aus der Da-
tengrundlage. Im SOEP wird informelle Pflege breit 
gefasst und mittels Selbstauskunft erhoben. Dieser 
Ansatz schließt auch Personen mit vergleichsweise 
geringem Pflegeumfang ein und setzt weder einen an-
erkannten Pflegegrad noch ein bestimmtes Verwandt-
schaftsverhältnis oder einen gemeinsamen Haushalt 
voraus. Ein großer Teil der Literatur untersucht hin-
gegen Hauptpflegepersonen oder andere Gruppen 
mit vergleichsweise hoher Pflegebelastung. Die Stu-
dienergebnisse lassen sich deshalb nicht unmittelbar 
auf die SOEP-Population übertragen. Dieser Unter-
schied wird bei der Ableitung der Modellannahmen 
berücksichtigt, indem zwischen Pflegenden mit hoher 
und niedriger Pflegeintensität unterschieden wird. 

Unsicherheiten bestehen zudem bei der Ableitung der 
Annahmen zu pflegebedingten Erwerbsausstiegen. 
Die hierfür benötigten Anteile werden in den zugrun-
de liegenden Studien teilweise nicht unmittelbar be-
richtet und wurden daher auf eine einheitliche Be-
zugsgruppe harmonisiert. Zudem liefern die Studien 

6 �Die Größenordnung der projizierten Erwerbsverluste liegen deutlich höher als die im Jahresgutachten des Sachverständigenrats ausgewiesenen 
Potenziale informell Pflegender (Sachverständigenrat Wirtschaft, 2026). Hier werden für 2023 insgesamt 60.250 VZÄ ausgewiesen, die aufgrund 
informeller Pflege nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Die Ergebnisse sind jedoch nur eingeschränkt miteinander vergleichbar, da beide 
Ansätze unterschiedliche Fragestellungen, Datenquellen und Messkonzepte verwenden. Während der Sachverständigenrat auf der Grundlage des 
Mikrozensus kurzfristig aktivierbare Erwerbsarbeitskräftepotenziale auf der Basis aktuell geäußerter Erwerbs- und Mehrarbeitswünsche betrachtet, 
schätzt die vorliegende Analyse auf der Basis von SOEP-Daten und literaturgestützten Annahmen das Erwerbsvolumen, das infolge informeller 
Pflege langfristig nicht realisiert wird. Die Ergebnisse widersprechen sich daher nicht, sondern beleuchten unterschiedliche Aspekte desselben 
Phänomens.

zwar insgesamt vergleichbare Größenordnungen, je-
doch beruhen einzelne Befunde auf vergleichsweise 
geringen Fallzahlen. Dieser Unsicherheit wird in der 
Modellierung durch die Verwendung einer Unter- und 
einer Obergrenze Rechnung getragen.

Eine weitere Unsicherheit ergibt sich aus der Fort-
schreibung bis zum Jahr 2045. Die Schätzung unter-
stellt, dass zentrale Strukturmerkmale und Verhal-
tensmuster über den gesamten Betrachtungszeitraum 
konstant bleiben. Dies betrifft insbesondere die Ver-
teilung der Pflegenden nach Geschlecht und Pflege-
intensität sowie die angenommenen Zusammenhänge 
zwischen Pflege und Erwerbsbeteiligung. Mögliche 
Veränderungen in der Organisation von Pflege, der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen und Männern, den 
Arbeitsmarktbedingungen oder den politischen Rah-
menbedingungen werden nicht abgebildet. Die Ergeb-
nisse sind daher als Szenario unter Fortschreibung 
heutiger Strukturen zu verstehen.

3.4 Pflegebedingte Verluste von  
Erwerbsvolumen bis 2045

Zunächst wird die geschätzte Entwicklung des gesam-
ten pflegebedingten Erwerbsverlusts bis 2045 darge-
stellt. Anschließend erfolgt eine Differenzierung nach 
Erwerbsreduzierung und Erwerbsausstiegen sowie 
nach Frauen und Männern. Die dargestellten Ergeb-
nisse zeigen, welches Erwerbsvolumen unter den ge-
troffenen Annahmen aufgrund informeller Pflege 
nicht realisiert werden kann.

Bis 2045 steigt der pflegebedingte Erwerbsvolu-
menverlust um rund ein Viertel auf 229.000 bis 
327.000 Vollzeitäquivalente an
Abbildung 3 zeigt die Entwicklung des geschätzten 
pflegebedingten Erwerbsvolumenverlusts im Zeit-
raum von 2026 bis 2045. Unter den genannten An-
nahmen und empirischen Grundlagen ergibt sich be-
reits für das Ausgangsjahr 2026 ein pflegebedingter 
Verlust von rund 184.000 bzw. 264.000 Vollzeitäqui-
valenten (VZÄ).6 Bis 2045 steigt der Verlust entspre-
chend der demografischen Entwicklung der 
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Pflegebedürftigen auf rund 229.000 bzw. 327.000 
VZÄ im Jahr 2045. Dies entspricht in beiden Modell-
varianten einem Anstieg von etwa 24 Prozent. 

Der Erwerbsvolumenverlust nimmt dabei über den 
gesamten Schätzzeitraum kontinuierlich zu, allerdings 
mit abnehmender Dynamik. Während die jährlichen 
Zuwachsraten zu Beginn des Schätzzeitraums noch 
bei 2,6 Prozent liegen, sinken sie bis zum Jahr 2045 
auf 1,1 Prozent. Ursache dafür ist, dass zwar auch die 
Pflegevorausberechnung weiterhin steigende Zahlen 
von Pflegebedürftigen ausweist, die jährlichen Zu-
wächse jedoch im Zeitverlauf geringer ausfallen. Über 
den gesamten Schätzzeitraum von 2026 bis 2045 be-
läuft sich der durchschnittliche jährliche Erwerbsvolu-
menverlust auf rund 205.000 VZÄ in der unteren Mo-
dellvariante (v1) beziehungsweise 294.000 VZÄ in der 
oberen Modellvariante (v2). Die Ergebnisse verdeutli-
chen damit, dass pflegebedingte Erwerbsverluste 

nicht nur langfristig zunehmen, sondern bereits heute 
eine erhebliche Größenordnung erreichen.

Der überwiegende Teil des Erwerbsvolumenverlusts 
entfällt auf pflegebedingte Nichterwerbstätigkeit 
und nicht auf Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit
Der überwiegende Teil des Erwerbsvolumens entfällt 
im Jahr 2045 auf pflegebedingte Nichterwerbstätig-
keit. Insgesamt gehen hierauf rund 187.000 bis 
239.000 VZÄ zurück. Damit ist pflegebedingte Nicht-
erwerbstätigkeit der wichtigste Treiber des Erwerbs-
volumenverlusts und macht je nach Modellvariante 
rund 73 bis 82  Prozent des gesamten Verlusts aus. 
Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit tragen mit 
rund 41.000 bis 89.000 VZÄ beziehungsweise 18 bis 
27 Prozent ebenfalls zum Gesamtergebnis bei, fallen 
jedoch deutlich geringer aus (Tabelle 8).

TABELLE 8

Pflegebedingter Erwerbsvolumenverlust nach Verlustkomponente (2045)

Verlustkomponente Ergebnis v1  
in VZÄ

Anteil am  
Gesamtverlust

Ergebnis v2  
in VZÄ

Anteil am  
Gesamtverlust

Verringerungen der 
Erwerbsarbeitszeit

 41.300 18,1 %  88.900 27,2 %

Pflegebedingte 
Nichterwerbstätigkeit

187.400 81,9 % 238.500 72,8 %

Gesamt 228.700 100 % 327.400 100 %
Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von SOEP v40.1, Pflegestatistik und 16. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung; eigene Darstellung
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ABBILDUNG 3 
Schätzung des pflegebedingten Erwerbsvolumenverlusts 2026 bis 2045

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von SOEP v40.1, Pflegestatistik und 16. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung;  
eigene Darstellung 

In Vollzeitäquivalenten, Abbildung der Unter- und Obergrenze der Modellannahmen v1 und v2
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Der höhere Beitrag der pflegebedingten Nichterwerb-
stätigkeit bedeutet dabei nicht, dass der Ausstieg  
aus der Erwerbsaustätigkeit häufiger auftritt als Ver-
ringerungen der Erwerbsarbeitszeit. Vielmehr wird 
bei pflegebedingter Nichterwerbstätigkeit das gesam-
te potenziell realisierbare Erwerbsarbeitsvolumen der 
betroffenen Personen berücksichtigt, während bei 
Verringerungen der Erwerbsarbeitszeit nur ein Teil 
der bisherigen, dem Erwerb gewidmeten Erwerbsar-
beitszeit entfällt.

Die geschätzten Erwerbsverluste konzentrieren 
sich überwiegend auf Personen mit hoher Pflege-
intensität, rund drei Viertel des bis 2045 projizier-
ten Erwerbsvolumenverlusts entfallen auf Frauen
Die differenzierte Auswertung zeigt, dass sich die Er-
werbsvolumenverluste stark auf Personen mit hoher 
Pflegeintensität konzentrieren. Abbildung 4 stellt die 
Zusammensetzung des Erwerbsvolumenverlusts im 
Jahr 2045 nach Geschlecht und Pflegeintensität dar.

Im Jahr 2045 entfallen in der unteren Modellvariante 
rund 169.000 VZÄ auf Frauen mit hoher Pflegeinten-
sität und weitere 56.000 VZÄ auf Männer mit hoher 
Pflegeintensität. Zusammen machen diese beiden 
Gruppen rund 99 Prozent des gesamten geschätzten 
Erwerbsvolumenverlusts aus. In der oberen Modellva-
riante liegen die entsprechenden Werte bei rund 
219.000 VZÄ beziehungsweise 71.000 VZÄ. Gemein-
sam entfallen damit rund 89  Prozent des Gesamter-
gebnisses auf Personen mit hoher Pflegeintensität.

Die Gruppen mit geringer Pflegeintensität tragen ins-
besondere in der unteren Modellvariante nur in be-
grenztem Umfang zum Gesamtergebnis bei. Hier ent-
fallen auf Frauen mit geringer Pflegeintensität rund 
3.000 VZÄ und auf Männer keine Verluste. In der obe-
ren Modellvariante steigen die entsprechenden Werte 
auf rund 20.000 beziehungsweise 18.000 VZÄ.
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ABBILDUNG 4 
Zusammensetzung des pflegebedingten Erwerbsvolumenverlusts 2045
nach Geschlecht und Pflegeintensität

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von SOEP v40.1, Pflegestatistik und 16. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung;
eigene Darstellung 
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Insgesamt entfallen rund drei Viertel des geschätzten 
Erwerbsvolumenverlusts auf Frauen. Im Jahr 2045 be-
trägt der Verlust bei Frauen je nach Modellvariante 
rund 173.000 bzw. 239.000 VZÄ, bei Männern rund 
56.000 bzw. 89.000 VZÄ. Dies ist vor allem darauf 
zurückzuführen, dass Frauen sowohl einen größeren 
Anteil der Pflegenden stellen als auch deutlich häufiger 
hohe Pflegeintensitäten aufweisen. Zur Einordnung 
kann die Schätzung illustrativ auf die Zahl der poten-
ziell betroffenen Personen bezogen werden: Im Jahr 
2045 könnte es nach den Modellannahmen dazu kom-
men, dass rund 583.000 bzw. 779.000 Frauen ihre Er-
werbstätigkeit pflegebedingt reduzieren oder auf-
grund der Pflege auf eine Erwerbstätigkeit verzichten.

Die Ergebnisse zeigen, dass der projizierte Erwerbs-
volumenverlust vor allem durch Personen mit hoher 
Pflegeintensität sowie durch pflegebedingte Nichter-
werbstätigkeit geprägt wird. Mit dem demografisch 
bedingten Anstieg der Zahl Pflegebedürftiger nimmt 
der Umfang des nicht realisierten Erwerbsarbeitsvo-
lumens bis 2045 deutlich zu. Die Ergebnisse verdeut-
lichen damit die zunehmende Bedeutung informeller 
Pflege für das gesamtwirtschaftlich verfügbare Er-
werbspotenzial.

3.5 Einordnung der Ergebnisse

Die vorangegangenen Analysen zeigen, dass informel-
le Pflege bereits heute mit erheblichen Erwerbsver-
lusten verbunden ist und diese bis 2045 voraussicht-
lich weiter zunehmen werden. Unter den getroffenen 
Annahmen gehen bereits im Jahr 2026 rund 184.000 
bis 264.000 Vollzeitäquivalente verloren. Über den 
gesamten Betrachtungszeitraum beläuft sich der 
durchschnittliche Erwerbsvolumenverlust auf 
205.000 Vollzeitäquivalente pro Jahr in der unteren 
und rund 294.000 Vollzeitäquivalente in der oberen 
Modellvariante. Mit durchschnittlich rund 200.000 
Vollzeitäquivalenten pro Jahr bindet informelle Pflege 
Erwerbspotenziale in einer Größenordnung, die auch 
gesamtwirtschaftlich relevant ist.

Die Erwerbsverluste entstehen dabei überwiegend 
durch pflegebedingte Nichterwerbstätigkeit und kon-
zentrieren sich insbesondere auf Frauen sowie auf 
Personen mit hoher Pflegeintensität.

Die Förderung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
zielt darauf ab, solche pflegebedingten Erwerbsanpas-
sungen möglichst zu vermeiden oder zu begrenzen 
und damit Erwerbspotenziale zu erhalten. Da voraus-
sichtlich auch künftig ein erheblicher Teil der pflegeri-
schen Versorgung informell durch Angehörige er-
bracht werden wird, geht es dabei nicht darum, die 
Übernahme von Pflegeverantwortung zu verhindern. 
Vielmehr gilt es, die Rahmenbedingungen so zu gestal-
ten, dass Pflege möglichst ohne dauerhafte Einschrän-
kungen der Erwerbstätigkeit ausgeübt werden kann – 
wenn dies gewünscht und/oder erforderlich ist.
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4. Vereinbarkeit von Pflege und Beruf fördern

4.1 Einflussfaktoren pflegebedingter 
Erwerbsanpassungen

Damit Maßnahmen passgenau und wirksam sind, müs-
sen sie an den Faktoren ansetzen, die dazu führen, 
dass Pflegende ihre Erwerbstätigkeit anpassen. Wie 
bereits gezeigt wurde, ist die Pflegeintensität ein zent-
raler Einflussfaktor. Pflegebedingte Einschränkungen 
der Erwerbstätigkeit oder Ausstiege aus dem Erwerbs-
leben lassen sich jedoch nicht allein durch den zeitli-
chen Pflegeaufwand erklären. Die Entscheidung, Pfle-
geverantwortung zu übernehmen, damit verbundene 
Belastungen zu akzeptieren und gegebenenfalls die 
eigene Erwerbstätigkeit einzuschränken, entsteht viel-
mehr im Zusammenspiel individueller Orientierungen, 
familiärer und beruflicher Handlungsspielräume, der 

finanziellen Situation sowie der daraus resultierenden 
Opportunitätskosten (Budnick, 2024). Während die 
Pflegeintensität bestimmt, wie viele zeitliche Ressour-
cen gebunden werden und wie hoch der Anpassungs-
druck deshalb ausfällt, beeinflussen die übrigen Fakto-
ren, ob und in welcher Form Pflegende auf diesen 
Druck reagieren wollen, können oder müssen. Abbil-
dung 5 fasst die zentralen Einflussfaktoren pflegebe-
dingter Erwerbsanpassungen und ihr Zusammenwir-
ken überblicksartig zusammen. 

Motive, Werte und Normen prägen,  
wer Pflege übernimmt
Individuelle Orientierungen umfassen Werte, Motive 
sowie Vorstellungen von der und Ansprüche an die 
Gestaltung des eigenen Lebens. Die Motivation, 

ABBILDUNG 5 
Einflussfaktoren auf Pflegeentscheidungen und Anpassungen der Erwerbstätigkeit informell Pflegender

Quelle: eigene Darstellung, orientiert an Gärtner et al., 2020

Hinweis: PB = Pflegebedürftige Person

Soziale Normen und Rollenbilder
prägen gesellschaftliche Erwartungen an die Verteilung von Pflegeverantwortung und die Ausgestaltung 

von Institutionen und Unterstützungsangeboten, aber auch soziale Rollen, Werte und Identitäten.

Arbeitsmarkt, Gleichstellung, Vereinbarkeitspolitik
beeinflussen Erwerbsbeteiligung und Arbeitsumfang von Frauen, Berufsbiografien, Gender Care und 

Gender Pay Gap und damit die familiäre Konstellation und finanzielle Lage von Haushalten. 

Pflegepolitische und infrastrukturelle Rahmenbedingungen
bestimmen, welche rechtlichen, finanziellen und infrastrukturellen Unterstützungsangebote 

zur Bewältigung von Pflege und Erwerbstätigkeit zur Verfügung stehen.

Pflegebedarf und Pflegeintensität
bestimmen, wie viel Zeit, Organisation und Unterstützung 

die Pflege mit welcher Dringlichkeit erfordert.

Familiäre Konstellation
beeinflusst, wie Pflegeverantwortung innerhalb 
der Familie verteilt und organisiert werden kann 
(z. B. familiäre Arbeitsteilung, weitere Pflegeper-
sonen, räumliche Nähe, familiäre Erwartungen).

Finanzielle Lage
bestimmt die finanziellen Folgen einer 
Erwerbsreduktion und die wirtschaftli-

chen Spielräume des Haushalts zur 
Pflegeübernahme.

Persönliche Orientierungen
beeinflussen die Bereitschaft, zugunsten der Pflege 
persönliche Einschränkungen in Kauf zu nehmen 
(z. B. Beziehung zur PB, Lebensentwurf, Karriere- vs. 
Familienorientierung, wahrgenommene Belastung).

Berufliche Situation
bestimmt die praktische Umsetzbarkeit und die 

beruflichen Folgen einer Erwerb-sanpassung 
(z. B. Flexibilität, Workload, Planbarkeit, Karriere-

perspektiven, Zufriedenheit, Unterstützung). 
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Pflegeverantwortung zu übernehmen und damit ver-
bundene Belastungen einschließlich möglicher Ein-
schränkungen der Erwerbstätigkeit hinzunehmen, 
reicht von autonomen Motiven wie Liebe, Verbunden-
heit und Fürsorge bis hin zu einem Gefühl sozialer 
oder moralischer Verpflichtung (Überblick bei Bud-
nick, 2024). Einfluss haben daneben berufliche Ambi-
tionen und Karriereziele. Je stärker diese ausgeprägt 
sind, desto geringer ist tendenziell die Bereitschaft, 
Pflege zu übernehmen und die eigene Erwerbstätig-
keit zu reduzieren oder aufzugeben (Keck, 2012).

Neben Werten und Motiven stellt die subjektiv wahr-
genommene Belastung einen eigenständigen Aspekt 
individueller Orientierungen dar. Sie steht nicht 
zwangsläufig in direktem Zusammenhang mit dem ob-
jektiven zeitlichen Pflegeaufwand, sondern kann durch 
vielfältige Faktoren, beispielsweise das Pflegemotiv 
oder die Beziehung zur pflegebedürftigen Person be-
einflusst werden. Pflegepersonen können daher selbst 
bei vergleichbarer Pflegesituation unterschiedlich 
hohe Belastungen erleben (Behrendt et al., 2026). Eine 
hohe subjektiv wahrgenommene Belastung dürfte je-
doch die Wahrscheinlichkeit erhöhen, Erwerbsanpas-
sungen als notwendig wahrzunehmen.

Berufliche, familiäre und finanzielle Spielräume 
entscheiden über Erwerbsanpassungen
Unmittelbar ausschlaggebend ist außerdem die beruf-
liche Situation. Menschen in höheren beruflichen Posi-
tionen übernehmen seltener Pflege und passen ihre 
Erwerbstätigkeit seltener an (Keck, 2012). Neben ei-
ner stärkeren Priorisierung der eigenen beruflichen 
Tätigkeit dürften dabei auch unterschiedliche Hand-
lungsspielräume ausschlaggebend sein. In höheren 
beruflichen Positionen lässt sich Erwerbsarbeit häufi-
ger zeitlich flexibel und ortsunabhängig organisieren 
und damit besser mit Pflege vereinbaren, ohne die 
vertraglich vereinbarte Erwerbsarbeitszeit zu verän-
dern. Fehlen diese Spielräume, etwa bei Präsenz-
pflichten, Schichtsystemen oder eng getakteten Ar-
beitsabläufen, so bleibt die formale Reduktion der 
Erwerbsarbeitszeit häufig die einzige verfügbare An-
passungsform. Daneben kann auch die unmittelbare 
Erwerbsarbeitsumgebung eine Rolle spielen. Ein Füh-
rungsstil, der die Bedürfnisse von Pflegenden berück-
sichtigt, sowie verlässliche Planung, Koordination und 
Konfliktlösung stehen beispielsweise in einem negati-
ven Zusammenhang mit der Absicht, die Erwerbstä-
tigkeit aufzugeben, und zwar besonders ausgeprägt 
bei Pflegenden (Montano & Peter, 2022). Das heißt: 

Je stärker die Ausprägung der genannten Faktoren, 
desto geringer ist die Neigung, die Erwerbstätigkeit 
aufzugeben.

Die Abwägung persönlicher Prioritäten und berufli-
cher Anforderungen erfolgt zudem im Rahmen der 
familiären Konstellation. Relevant ist insbesondere, ob 
Pflegeverantwortung innerhalb der Familie geteilt 
werden kann, etwa mit Partnerinnen oder Partnern, 
Geschwistern oder weiteren Angehörigen. Wird die 
Pflege auf mehrere Personen verteilt, so sinkt die in-
dividuelle zeitliche Belastung, während die psychische 
Resilienz gegenüber Belastungen steigt (Büscher et 
al., 2023; Geiss et al., 2019), was die Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf erleichtert. Gleichzeitig prägen fami-
liäre Erwartungen und tradierte Rollenverteilungen, 
wer innerhalb der Familie Pflegeaufgaben tatsächlich 
übernimmt (Barigozzi et al. 2020).

Die finanzielle Lage bestimmt, welche Folgen eine Ein-
schränkung oder Aufgabe der Erwerbstätigkeit für 
den Haushalt hätte, und wirkt dabei in zwei gegenläu-
fige Richtungen. Ein höheres individuelles Einkommen 
erhöht die Opportunitätskosten einer Verringerung 
der Erwerbsarbeitszeit und macht diese damit un-
wahrscheinlicher, während ein höheres Haushaltsein-
kommen die finanziellen Folgen abfedert und Erwerbs-
anpassungen eher ermöglicht. Erwerbsanpassungen 
erfolgen entsprechend vor allem dort, wo der Einkom-
mensausfall über den Haushalt abgesichert ist, etwa 
durch die Ehe oder ein höheres Haushaltseinkommen, 
wobei häufig die Person mit dem geringeren Einkom-
men ihre Erwerbstätigkeit einschränkt (Au & Hagen, 
2018; Ehrlich, 2023; Keck, 2012). Zugleich ermöglicht 
ein höheres Einkommen die Finanzierung professio-
neller Unterstützung bei der Pflege, die vor allem von 
ökonomisch besser ausgestatteten Haushalten in An-
spruch genommen wird (Büscher et al., 2023; Hau-
mann, 2022), was wiederum seltener Anpassungen 
der Erwerbstätigkeit erforderlich macht.

Schließlich wird die Entscheidung für Erwerbsanpas-
sungen durch pflegepolitische und infrastrukturelle Rah-
menbedingungen beeinflusst. Stehen professionelle 
Pflegeangebote zur Verfügung und sind diese zugäng-
lich und finanzierbar, so werden sie häufiger genutzt 
und der individuelle Pflegeaufwand sinkt. So weisen 
Pflegesysteme mit einer stärker ausgebauten profes-
sionellen Pflegeinfrastruktur eine höhere Erwerbsbe-
teiligung informell Pflegender auf (Geyer et al., 2024; 
Heβ et al., 2020).
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Kulturelle und strukturelle Rahmenbedingungen 
beeinflussen die Pflegeentscheidung und verstär-
ken geschlechtsspezifische Muster
Die Entscheidung, eine Pflegetätigkeit auszuüben und 
dafür Einschränkungen der Erwerbstätigkeit in Kauf 
zu nehmen, wird im Kontext kulturell geprägter, ge-
sellschaftlicher Strukturen getroffen, die diese Ent-
scheidung beeinflussen und dazu beitragen können, 
dass Frauen häufiger betroffen sind.

Pflege wird vielfach als moralische Verantwortung 
gegenüber Angehörigen verstanden und insbesonde-
re von Töchtern eher erwartet als von Söhnen (Bari-
gozzi et al., 2020). Entsprechend fallen die sozialen 
und normativen Kosten einer Ablehnung von Pflege-
verantwortung für Frauen höher aus. Zugleich steigt 
die Wahrscheinlichkeit der Pflegeübernahme mit ei-
ner stärkeren individuellen Orientierung an tendenzi-
ell weiblich konnotierten Werten wie Fürsorge, Wohl-
wollen und Verantwortung (Zarzycki et al., 2023; 
Zwar et al., 2023). Kulturelle Rollenbilder und familiäre 
Erwartungen wirken damit sowohl auf die Motivation 
zur Pflegeübernahme als auch auf die Verteilung der 
Aufgaben innerhalb der Familie.

Auch die innerfamiliäre Abwägung von Opportuni-
tätskosten erfolgt vor dem Hintergrund eines Arbeits-
markts, auf dem Frauen häufiger in Teilzeit und in dem 
weiblich dominierte Berufe, insbesondere in der Kin-
derbetreuung und Pflege, geringer entlohnt werden. 
Weiterhin schlägt sich frühere Sorgearbeit auf die be-
ruflichen Entwicklungsmöglichkeiten nieder und kann 
ebenfalls zu geringeren Einkommen führen – so ent-
steht ein Gender Pay Gap, der sich in der Lebensspan-
ne vom Gender Care Gap entkoppelt (Schäper et al., 
2023). In der familiären Kosten-Nutzen-Abwägung 
sind dadurch Frauen häufiger diejenigen, für die eine 
Einschränkung der Erwerbstätigkeit aus ökonomi-
scher Sicht naheliegt. Individuelle Entscheidungen 
sind insofern auch Ergebnis vorgelagerter strukturel-
ler Ungleichheiten.

Hinzu kommen Anreize der deutschen Sorgepolitik. 
Familiale Pflege wird über das Pflegeversicherungs-
system und insbesondere durch Pflegegeldleistungen 
institutionell gestützt, sodass häusliche Pflege der Re-
gelfall ist und selbst zeitintensive Pflege häufig in der 
Familie verbleibt (Heβ et al., 2020; Theobald, 2020). 
Zusätzlich wirken steuerliche Regelungen wie das 
Ehegattensplitting auf die Aufteilung von Erwerbs- 
und Sorgearbeit innerhalb von Haushalten (Geyer et 
al., 2024; Herrmann et al., 2026).

Dass eine stärker dienstleistungsorientierte Sorgepo-
litik mit einer höheren Erwerbsbeteiligung von Frauen 
einhergeht, zeigen internationale Vergleiche, etwa mit 
Schweden (Geyer et al., 2024). Vergleichbare Ent-
wicklungen zeigen sich in Deutschland bislang vor al-
lem im Bereich der Kinderbetreuung, etwa durch die 
Einführung des Elterngelds und den Ausbau der Be-
treuungsinfrastruktur. Für die Vereinbarkeit von Pfle-
ge und Beruf existieren entsprechende Unterstüt-
zungsstrukturen bislang nur in geringerem Umfang 
(siehe Kapitel 4.3).

Insgesamt sind pflegebedingte Erwerbsanpassungen 
nicht auf eine einzelne Ursache zurückzuführen. Aus-
schlaggebend ist das Zusammenspiel von Pflegeinten-
sität, subjektiv wahrgenommener Belastung, berufli-
chen Handlungsspielräumen, familiären Ressourcen, 
finanziellen Anreizen und gesellschaftlichen Rollener-
wartungen. 

4.2 Zentrale Ansatzpunkte zur  
Verbesserung der Vereinbarkeit

Vor diesem Hintergrund lassen sich folgende zentrale 
Ansatzpunkte identifizieren, an denen Maßnahmen 
zur Förderung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
ansetzen können, um Erwerbspotenziale zu sichern 
und pflegende Angehörige nachhaltig zu entlasten.

	▪ Der erste Ansatzpunkt betrifft die zeitliche Entlas-
tung. Da hohe Pflegeintensität und der damit ver-
bundene Zeitaufwand die zentralen Triebkräfte von 
Erwerbsanpassungen sind, kann die Vereinbarkeit 
vor allem dort verbessert werden, wo der zeitliche 
Aufwand der Pflege verringert wird. 

	▪ Dazu gehört auch die Unterstützung bei der Bewäl-
tigung der Pflegesituation. Nicht allein der objektive 
Pflegeaufwand, sondern auch die subjektiv wahrge-
nommene Belastung entscheidet darüber, ob und in 
welchem Umfang die eigene Erwerbstätigkeit ein-
geschränkt wird. Zur Entlastung trägt daher auch 
bei, Pflegende in ihrer Resilienz und Handlungsfä-
higkeit zu stärken und Überforderung vorzubeugen, 
auch dort, wo sich die Pflegesituation selbst kurz-
fristig nicht verändern lässt.
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	▪ Neben der Freisetzung zeitlicher Kapazitäten soll-
ten Vereinbarkeitsmaßnahmen auch zur Absiche-
rung gegen pflegebedingte Risiken beitragen. Das 
deutsche Pflegesystem basiert auf informeller Pfle-
ge und wäre in seiner aktuellen Form ohne den Bei-
trag informell Pflegender kaum denkbar. Gleichzei-
tig werden die finanziellen, gesundheitlichen und 
langfristigen sozialen Folgekosten weitgehend von 
den Pflegenden selbst getragen werden. Eine bes-
sere Kompensation von Einkommens-, Erwerbs- 
und Rentennachteilen zielt daher darauf ab, die mit 
der Pflege verbundenen Risiken zu begrenzen und 
zu verhindern, dass die Übernahme von Pflegever-
antwortung dauerhaft zu finanziellen Nachteilen 
oder Brüchen in der Erwerbsbiografie führt. Da von 
diesen Folgen gegenwärtig überwiegend Frauen 
betroffen sind, tragen Maßnahmen zur Absicherung 
gegen pflegebedingte Risiken zugleich zur Ge-
schlechtergerechtigkeit bei.

	▪ Daran anknüpfend sollte die Förderung von Verein-
barkeit auch eine gleichmäßigere Verteilung von Pfle-
geverantwortung zwischen Frauen und Männern be-
wirken. Gegenwärtig verstärkt informelle Pflege 
bestehende geschlechtsspezifische Ungleichheiten 
in Erwerbsbeteiligung, Einkommen und Rente. Eine 
gleichmäßigere Verteilung von Pflegeverantwor-
tung könnte diese Ungleichheiten verringern und 
wäre insofern ein geeignetes Mittel, um die Er-
werbsfolgen der Pflege gleichmäßiger auf beide Ge-
schlechter zu verteilen. Zugleich würde dadurch der 
Kreis potenzieller Pflegepersonen größer werden 
und somit eine häusliche Pflege zusätzlich absi-
chern. Darüber hinaus würde eine partnerschaftli-
che Aufteilung der Pflege die Pflegeverantwortung 
auf mehrere Schultern verteilen, einzelne Pflege-
personen entlasten und könnte damit dazu beitra-
gen, die Häufigkeit pflegebedingter Erwerbsanpas-
sungen zu verringern (siehe Methodenbox 6).

4.3 Bestehende Ansätze und  
Instrumente

Deutschland verfügt über verschiedene Instrumente 
zur Unterstützung informeller Pflege, die sich auch auf 
die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf positiv auswir-
ken. Dazu zählen arbeitsrechtliche Regelungen, Leis-
tungen der Pflegeversicherung, Beratungs- und Unter-
stützungsangebote sowie einzelne Förderprogramme 
von Bund und Ländern. Auch in Unternehmen gewinnt 
das Thema zunehmend an Aufmerksamkeit. 

4.3.1 Arbeitsrechtliche Regelungen

Freistellungsregelungen ermöglichen Anpassungen 
in unterschiedlichen Pflegephasen
Eine Reihe arbeitsrechtlicher Freistellungsregelungen 
bildet den zentralen gesetzlichen Rahmen zur Verein-
barkeit von Pflege und Beruf. Die Regelungen ermög-
lichen Beschäftigten, ihre Erwerbstätigkeit in unter-
schiedlichen Phasen eines Pflegeverlaufs zeitweise 
anzupassen, ohne das Beschäftigungsverhältnis voll-
ständig aufgeben zu müssen, beziehungsweise um 
nach einer Unterbrechung wieder in den Beruf zurück-
zukehren. Für akut auftretende Pflegesituationen be-
steht mit der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung die 
Möglichkeit, der Arbeit bis zu zehn Arbeitstage fernzu-
bleiben, um die Versorgung einer pflegebedürftigen 
Person zu organisieren oder sicherzustellen. Während 
dieser Zeit kann Pflegeunterstützungsgeld als kurzfris-
tige Lohnersatzleistung bezogen werden. Darüber hin-
aus eröffnet die Pflegezeit eine vollständige oder teil-
weise Freistellung von bis zu sechs Monaten, während 
die Familienpflegezeit eine längerfristige Reduzierung 
der Arbeitszeit für bis zu 24 Monate ermöglicht.

Die Regelungen sollen in erster Linie dazu dienen, er-
werbsbezogene Risiken abzufedern. Sie sichern den Ar-
beitsplatz während der Freistellung und sollen damit 
verhindern, dass Beschäftigte aufgrund von Pflegever-
pflichtungen dauerhaft aus dem Erwerbsleben ausschei-
den. Insbesondere bei plötzlich eintretenden Pflegefäl-
len oder in besonders belastenden Pflegephasen können 
sie dazu beitragen, den Verbleib im beziehungsweise die 
Rückkehr ins Erwerbsleben zu erleichtern. 

M E T H O D E N B O X  6

Explorative  
Fachgespräche

Zur Identifikation von Herausforderungen in Bezug 
auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sowie mög-
licher Ansatzpunkte zu deren Bewältigung wurden 
wissenschaftliche Literatur, fachliche und politische 
Dokumente sowie bestehende gesetzliche Regelun-
gen analysiert. Ergänzend fanden Hintergrundgesprä-
che mit Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, 
Politik, Verwaltung, Beratung und betrieblicher Praxis 
statt. Diese dienten der Einordnung und Ergänzung 
der Dokumentenanalyse, insbesondere mit Blick auf 
aktuelle Herausforderungen, Unterstützungsbedarfe 
und Reformansätze. Die Gespräche wurden nicht als 
eigenständige empirische Datenerhebung ausgewer-
tet. Die Liste der Gesprächspartnerinnen und -partner 
ist im Anhang wiedergegeben.
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Die Inanspruchnahme bleibt gering
Trotz dieses Potenzials werden die Pflegezeit- und Fa-
milienpflegezeitregelung in der Praxis vergleichsweise 
selten genutzt. Verschiedene Studien zeigen, dass 
eine Mehrheit informell Pflegender keinen Bedarf zur 
Nutzung sieht, ein erheblicher Teil kennt die Maßnah-
men nicht oder hat keinen gesetzlichen Anspruch da-
rauf, befürchtet berufliche Nachteile und finanzielle 
Einbußen oder scheut den bürokratischen Aufwand 
(Behrendt et al., 2026; Ehrlich et al., 2024).

Die Reformdiskussion zielt auf Flexibilisierung, 
Vereinfachung und Lohnersatz ab
Vor diesem Hintergrund wird eine Weiterentwicklung 
der bestehenden Regelungen diskutiert. In den Fach-
gesprächen wurden insbesondere eine stärkere Flexi-
bilisierung der Freistellungsregelungen sowie eine bes-
sere finanzielle Absicherung pflegender Angehöriger 
gefordert. Mehrere Expertinnen argumentieren, dass 
Pflegeverläufe häufig deutlich länger andauern als die 
derzeit vorgesehenen Freistellungszeiträume und sich 
nur begrenzt planen lassen. Die bestehenden Regelun-
gen seien daher zu stark auf klar abgrenzbare Zeiträu-
me ausgerichtet und würden den dynamischen Verläu-
fen informeller Pflege nur unzureichend gerecht. In 
diesem Zusammenhang werden die Zusammenfüh-
rung von Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz, die 
Ausweitung der Anspruchsberechtigung sowie der 
Abbau bürokratischer Hürden als zentrale Reformop-
tionen genannt 

„Das Problem ist weni-
ger, dass es gar keine 
Instrumente gibt, son-
dern dass sie nicht zu 
den Dynamiken passen.“ 

Zudem wird die Einführung einer einkommensabhän-
gigen Lohnersatzleistung analog zum Elterngeld be-
ziehungsweise eines Familienpflegegeldes als mögli-
cher Reformansatz diskutiert, um Einkommensverluste 
abzufedern, Erwerbsbiografien zu stabilisieren und 
Altersarmut vorzubeugen – Zeit allein sei nicht aus-
reichend. 

Gleichzeitig zeigen die Interviews, dass Lohnersatz-
leistungen in Anlehnung an das Familiengeld nicht un-
umstritten sind. Während in einigen Gesprächen 
Lohnersatzleistung als wichtiger Baustein für die Ver-
einbarkeit hervorgehoben wird, geben andere mögli-
che negativen Erwerbsanreize zu bedenken und plä-
dieren für eine Priorisierung des Ausbaus 
professioneller Unterstützungsstrukturen (siehe fol-
gender Abschnitt). 

TABELLE 9

Arbeitsrechtliche Regelungen im Überblick

Pflegezeitgesetz

FamilienpflegezeitgesetzKurzzeitige 
Arbeits

verhinderung
Pflegezeit

Begleitung  
in der letzten 
Lebensphase

Rechtanspruch gilt für 
Arbeitnehmende …

alle
in Betrieben  

mit mehr als 15 
Beschäftigten

in Betrieben  
mit mehr als 15 
Beschäftigten

in Betrieben  
mit mehr als 25  
Beschäftigten

Dauer: bis zu … 10 Tage 6 Monate 3 Monate 24 Monate
Mindestarbeitszeit  
pro Woche

0 Std. 0 Std. 0 Std. 15 Std.

Lohnersatz(-option)

Lohnersatz- 
zahlung 

 (90 % des 
Nettolohns)

zinsloses Darlehen  
(kompensiert 50 % des Verdienstausfalls)

Quelle: Ehrlich, 2025
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4.3.2 Leistungen der Pflegeversicherung

Die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung nach 
dem Elften Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB XI) bil-
den die zentrale sozialrechtliche Säule zur Unterstüt-
zung häuslicher Pflege. Anders als die arbeitsrechtli-
chen Regelungen richten sie sich nicht an die 
erwerbstätigen Pflegenden, sondern an die pflegebe-
dürftige Person und sind in erster Linie darauf ausge-
richtet, die häusliche Versorgung zu ermöglichen. 
Gleichwohl können zahlreiche dieser Leistungen zur 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf informell Pflegen-
der beitragen.

Pflegegeld und Rentenbeiträge federn finanzielle 
Folgen nur indirekt ab
Zentrale Säule zur Absicherung eines Pflegebedarfs 
ist das Pflegegeld. Das Pflegegeld (§ 37 SGB XI) erhalten 
Pflegebedürftige zur eigenständigen Organisation der 
häuslichen Pflege. Es wird in vielen Fällen an pflegen-
de Angehörige weitergegeben (Büscher et al., 2023). 
Es ist jedoch nicht als Entgeltersatz konzipiert, son-
dern an die pflegebedürftige Person gebunden und 
nach Pflegegrad gestaffelt, sodass es Erwerbsausfälle 
nur in geringem Umfang kompensiert.

Eine gewisse Absicherung bieten zudem die Beiträge 
zur Rentenversicherung (§ 44 SGB XI i. V. m. § 3 SGB VI), 
die die Pflegekasse dann übernimmt, wenn Angehöri-
ge eine pflegebedürftige Person mit mindestens Pfle-
gegrad 2 nicht erwerbsmäßig und regelmäßig mindes-
tens zehn Stunden pro Woche, verteilt auf mindestens 
zwei Tage, pflegen und dabei nicht mehr als 30 Stun-
den pro Woche erwerbstätig sind. Diese Regelungen 
kompensieren langfristige Erwerbsfolgen jedoch nur 
teilweise und ersetzen kein laufendes Erwerbsein-
kommen.

Sach- und Entlastungsleistungen können den 
zeitlichen Pflegeaufwand für informell Pflegende 
verringern
Neben dem Pflegegeld gibt es eine Reihe von Leistun-
gen, die ergänzend zur informellen Pflege genutzt 
werden und die zur Entlastung pflegender 

7 �Der aktuelle Kabinettsentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) vom 30.09.2026 sieht eine umfassende Neuordnung der Leistungen der 
häuslichen Pflege vor. Geplant sind unter anderem höhere Pflegegeldleistungen, die Zusammenführung bisheriger Einzelleistungen in Budgets 
sowie die Einführung einer fachlichen Pflegebegleitung. Das Gesetzgebungsverfahren läuft derzeit. Die konkreten Auswirkungen auf die 
Unterstützung pflegender Angehöriger sind noch nicht abschließend absehbar und werden weiterhin fachlich und politisch diskutiert (Bundesminis-
terium für Gesundheit, 2026).

8 �Der aktuelle Entwurf des PNOG sieht eine Abschaffung des Entlastungsbetrags für Pflegegrad 1 vor, für die weiteren Pflegegrade soll es ein 
„Sozialraumbudget“ geben, mit dem flexibler als bisher auf individuelle Versorgungsbedarfe reagiert werden kann (Bundesministerium für 
Gesundheit, 2026)

Angehöriger beitragen können. Es handelt sich aktuell 
(Stand September 2026)7 im Einzelnen um:

	▪ Pflegesachleistungen (§ 36 SGB XI). Sie ermögli-
chen die Einbindung ambulanter Pflegedienste und 
verringern den Umfang der von Angehörigen selbst 
zu erbringenden Pflegeleistungen. 

	▪ Teilstationäre Pflege (Tages- und Nachtpflege, § 
41 SGB XI). Sie schafft planbare Betreuungszeiten 
in einer professionellen Einrichtung und eröffnet 
damit verlässliche Zeitfenster für Erwerbstätigkeit. 

	▪ Verhinderungs- und Kurzzeitpflege (§§ 39, 42 SGB 
XI). Diese beiden Leistungen überbrücken kurzfris-
tige Ausfälle der Pflegeperson sowie besonders be-
lastende Phasen, etwa nach einem Krankenhaus-
aufenthalt. 

	▪ Entlastungsbetrag (§ 45b SGB XI). Über ihn lassen 
sich bisher bereits ab Pflegegrad 18 niedrigschwelli-
ge Unterstützungsleistungen im Alltag finanzieren 
(Behrendt et al. 2026; Büscher et al. 2023).

Die Leistungen senken den zeitlichen Aufwand infor-
meller Pflege oder verlagern Pflegeverantwortung auf 
professionelle Angebote. Empirische Befunde zeigen, 
dass die Einbindung professioneller Unterstützung die 
Belastung der Hauptpflegeperson reduziert (Behrendt 
et al., 2026) und damit potenziell auch das Risiko pfle-
gebedingter Erwerbsanpassungen verringern kann.

Die Entlastungswirkung bleibt hinter  
dem Potenzial zurück
In der Praxis wird das Potenzial der verschiedenen 
Leistungen zur Entlastung und Verbesserung von Ver-
einbarkeit nur teilweise ausgeschöpft (Behrendt et al., 
2026). Als zentrale Gründe für die Nichtnutzung wer-
den ein fehlender Bedarf, der Wunsch der Pflegebe-
dürftigen, nicht von Fremden betreut zu werden, oder 
fehlendes Vertrauen in die Qualität der professionellen 
Pflegeanbieter genannt. Eigenanteile und zusätzliche 
Kosten halten zudem gerade einkommensschwächere 
Haushalte von einer Nutzung ab. Ein weiterer 
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wichtiger Grund ist die unzureichende Verfügbarkeit, 
insbesondere bei der Kurzzeitpflege und teilweise 
auch bei der Tagespflege, wobei diese nicht auf struk-
turelle Unterschiede zwischen Regionen (zum Beispiel 
Stadt/Land) zurückgeht, sondern ein flächendecken-
des Problem darstellt (Behrendt et al., 2026; Büscher 
et al., 2023; Haumann, 2022).

Erschwerend wirkt, dass Entlastungsleistungen bis-
lang nur begrenzt am individuellen Bedarf Erwerbs-
tätiger ausgerichtet sind und beispielsweise professio-
nelle Pflegeangebote, sofern sie überhaupt zur 
Verfügung stehen, übliche Erwerbsarbeitszeiten nicht 
vollständig abdecken. Zudem ist die Kombination ver-
schiedener Leistungen sowohl in der Organisation als 
auch in der Abrechnung bürokratisch und komplex. In 
der Folge werden Leistungen oft erst dann in An-
spruch genommen, wenn die Belastung bereits sehr 
hoch ist. 

Beratung und Pflegekurse unterstützen die 
Anstrengungen zur Bewältigung der Pflegesituation
Ebenfalls zu den Leistungen der Pflegeversicherung 
zählen aktuell9 die Pflegeberatung (§ 7a SGB XI) sowie 
die Pflegestützpunkte (§ 92c SGB XI), ergänzt um Pfle-
gekurse und häusliche Pflegeschulungen (§ 45 SGB 
XI). Sie setzen weniger am zeitlichen Aufwand als an 
der Bewältigung der Pflegesituation an und schaffen 
Orientierung, informieren über Leistungsansprüche 
und vermitteln Angehörigen pflegerische Kompeten-
zen. Indirekt können sie damit auch insofern zur zeit-
lichen Entlastung beitragen, als sie je nach Fall die In-
anspruchnahme passender, entlastender Leistungen 
überhaupt erst ermöglichen. 

Das Beratungsangebot hätte das Potenzial, auch bei 
der Vereinbarkeit zu unterstützen, und wird grund-
sätzlich genutzt und als hilfreich bewertet (Büscher 
u.  a., 2023). Allerdings ist die Beratungslandschaft 
fragmentiert, Beratung meist nur punktuell statt be-
gleitend und zu wenig auf die Bedarfe informell Pfle-
gender, insbesondere im Hinblick auf die Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf, ausgerichtet.

Die Reformdiskussion zielt auf Ausbau, verbesserte 
Koordinierung und Flexibilisierung der Infrastruktur
Die in den Fachgesprächen diskutierten Reformansät-
ze weisen in eine ähnliche Richtung:

9 �Der aktuelle Entwurf des PNOG sieht eine Neuausrichtung der Beratungs- und Unterstützungsstrukturen in der Pflege vor. Die bisherige 
Pflegeberatung soll zunächst fortgeführt werden; die Einführung einer neuen Pflegebegleitung ist nach aktuellem Stand ab 2029 vorgesehen – wie 
genau sie umgesetzt werden soll, steht noch nicht fest. (Bundesministerium für Gesundheit, 2026)

Pflegegeld und Rentenversicherungsbeiträge werden 
grundsätzlich als wichtige Formen der Anerkennung 
informeller Pflege betrachtet, da sie finanzielle Belas-
tungen zumindest teilweise abfedern. Zugleich wird 
darauf hingewiesen, dass insbesondere die Renten-
punkte die tatsächlichen Vereinbarkeitsprobleme 
nicht lösen und mit der 30-Stunden-Grenze mögli-
cherweise sogar Fehlanreize für die Erwerbsbeteili-
gung vor allem von Frauen setzen.

Als wichtigste „Baustelle“ zur Verbesserung von Ver-
einbarkeit wird der Ausbau der Pflegeinfrastruktur be-
trachtet. Verlässliche ambulante Pflegedienste,  
Tagespflege, Kurzzeitpflege und weitere Entlastungs-
angebote werden als zentrale Voraussetzung für die 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf benannt.. 

„Wir brauchen Investi-
tionen in die Infrastruk-
tur, damit die Leute 
überhaupt ihre Entschei-
dung treffen können.“

Dabei wird betont, dass viele Pflegebedürftige weiter-
hin zu Hause leben möchten, jedoch zunehmend un-
ter Einbeziehung professioneller Unterstützung. 
Gleichzeitig müsse die Nutzung entsprechender An-
gebote auch für Menschen mit geringen Einkommen 
möglich bleiben. 

Ein weiterer wiederkehrender Aspekt betrifft die Or-
ganisation von Pflege auf kommunaler Ebene. Es wird 
dafür plädiert, Pflege nicht länger als Aufgabe einer 
einzelnen Hauptpflegeperson, sondern als Netzwerk-
aufgabe zu verstehen. Pflegearrangements bestehen 
häufig aus Angehörigen, Freundinnen, Nachbar*innen 
und professionellen Diensten. Mit quartiersbezoge-
nen und kommunalen Versorgungsstrukturen verbin-
den die Expert*innen zudem die Hoffnung, knappe 
Ressourcen effizienter einzusetzen und bestehende 
Versorgungsangebote besser zu koordinieren.

In diesem Zusammenhang werden Beratungs- und 
Begleitungsangeboten eine zentrale Rolle bei
gemessen. Pflegeberatung, Pflegestützpunkte  
und die im Pflegeneuordnungsgesetz vorgesehene 
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Pflegebegleitung werden als wichtige Instrumente an-
gesehen, um Orientierung zu schaffen, organisatori-
sche Belastungen zu reduzieren und Überforderung 
vorzubeugen. Auch Prävention und Gesundheitsför-
derung für Pflegebedürftige ebenso wie für pflegende 
Angehörige werden als bislang unterschätzte Hand-
lungsfelder hervorgehoben.10

4.3.3 Betriebliche Maßnahmen und unter-
stützende Förderprogramme 

Unternehmen verfügen über ein breites,  
aber unverbindliches Instrumentarium
Auf betrieblicher Ebene reichen die Ansätze von flexib-
len Erwerbsarbeitszeiten und Homeoffice-Regelungen 
über pflegesensible Führung und Notfallpläne für akute 
Pflegesituationen bis hin zu betrieblichen Pflegelotsen 
oder internen Beratungsangeboten. Anders als die ge-
setzlichen Freistellungsansprüche beruhen diese Maß-
nahmen auf freiwilligen betrieblichen Entscheidungen. 
Eine Befragung von 341 Unternehmen im Rahmen des 
nordrhein-westfälischen Landesprogramms „Verein-
barkeit Beruf & Pflege“11 zeigt beispielsweise, dass Ho-
meoffice, mobiles Arbeiten und flexible Erwerbsar-
beitszeiten zu den am weitesten verbreiteten 
Maßnahmen zählen, während rund drei Viertel der teil-
nehmenden Betriebe über Notfallregelungen für akute 
Pflegesituationen verfügen. 

Ergänzt werden betriebliche Ansätze durch Landes-
programme, die bei Unternehmen für eine verbesser-
te Vereinbarkeit von Beruf und Pflege werben. Neben 
dem bereits erwähnten Landesprogramm in NRW, ist 
„Beruf und Pflege vereinbaren. Die Hessische Initiati-
ve“ hervorzuheben, die bereits 2013 vom Hessischen 
Ministerium für Soziales und Integration, der AOK 
Hessen und weiteren Akteuren ins Leben gerufen 
wurde12. Beide Programme zielen darauf ab, Unter-
nehmen für das Thema zu sensibilisieren, ihnen pra-
xisnahe Werkzeuge und Handlungshilfen zur 

10 �Der aktuelle Entwurf des PNOG greift einige dieser Aspekte auf. Er sieht vor, die Leistungen der Pflegeversicherung neu zu ordnen und durch 
stärker gebündelte beziehungsweise pauschalierte Budgets zu vereinfachen. Zudem sollen die Beratungs- und Unterstützungsstrukturen 
weiterentwickelt werden. Vorgesehen sind unter anderem eine fachliche Pflegebegleitung, die Pflegebedürftige und Angehörige bei der 
Organisation, Koordination und Inanspruchnahme von Unterstützungsleistungen unterstützt, sowie ein digitales „Pflege-Cockpit“, das Leistungen, 
Ansprüche und verfügbare Unterstützungsangebote übersichtlich bündelt und so den Zugang zu Informationen erleichtern soll. Inwiefern dadurch 
informell Pflegende entlastet werden, ist zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht abschließend bewertbar.

11 �Das nordrhein-westfälische Landesprogramm „Vereinbarkeit Beruf & Pflege“ fördert eine pflegefreundliche Ausrichtung von Unternehmen und 
unterstützt Beschäftigte mit Pflegeverantwortung durch betriebliche Ansprechpersonen, Informationsangebote und die Vernetzung mit regionalen 
Unterstützungsstrukturen, siehe https://berufundpflege-nrw.de/.

12 �Weitere Informationen auf der Homepage der Initiative: https://berufundpflege.hessen.de/die-initiative/

Verfügung zu stellen und den Erfahrungsaustausch 
zwischen Unternehmen über Netzwerke und Veran-
staltungen zu fördern. Sie setzen damit weniger an 
individuellen Ansprüchen als an der Organisations- 
und Personalpolitik von Betrieben an.

Betriebliche Unterstützung wirkt über Zeitspielräu-
me und Entlastung im Erwerbsarbeitsumfeld und 
Unterstützung beim Wiedereinstieg nach einer 
Pflegephase
Betriebliche Maßnahmen können entscheidend zur 
Entlastung informell Pflegender beitragen, indem die 
zeitlichen Handlungsspielräume Pflegender erweitert 
werden. Zugleich können durch Anerkennung, Bera-
tung und Unterstützung im Arbeitsumfeld informell 
Pflegende bei der Bewältigung der Pflegesituation un-
terstützt werden. Anders als sozialrechtliche Leistun-
gen reduzieren sie nicht den Pflegeaufwand selbst, 
sondern verbessern die Vereinbarkeit auf der Erwerbs-
seite, indem Arbeitszeit und Arbeitsort an die Pflegesi-
tuation angepasst werden können, ohne die vertragli-
che Arbeitszeit dauerhaft zu reduzieren. Ein weiteres 
wichtiges Angebot ist, im Sinne einer lebensphasenori-
entierten Personalpolitik, während pflegebedingten 
Pausen Kontakt zu Mitarbeitenden zu halten und sie 
beim Wiedereinstieg zu unterstützen.

Unternehmen können davon profitieren, wenn ent-
sprechende Maßnahmen zur verbesserten Vereinbar-
keit strategisch verankert und sichtbar kommuniziert 
werden. Beispielsweise wird die allgemeine Sensibili-
sierung für das Thema in der Belegschaft gestärkt, be-
troffene Beschäftigte erhalten schneller Unterstüt-
zung, Unternehmen verzeichnen geringere Fehlzeiten 
und es müssen weniger kurzfristige Notfalllösungen 
entwickelt werden. Aus betrieblicher Perspektive ste-
hen dabei vor allem die Bindung von Fachkräften und 
die Vermeidung von Ausfallzeiten im Vordergrund 
(Evans-Borcher et al. 2024).
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Verfügbarkeit und Nutzung hängen stark von 
Unternehmensgröße und -kultur ab
Untersuchungen zeigen, dass sich Unternehmen nach 
Umfang und Systematik ihrer Maßnahmenportfolios 
deutlich voneinander unterscheiden, das Thema aber 
zunehmend Beachtung findet. Dennoch werden Pflege-
situationen in vielen Betrieben häufig eher zufällig oder 
erst im Notfall bekannt, sodass Unterstützung häufig re-
aktiv statt vorausschauend erfolgt (Völz et al. 2023). Be-
sonders in kleinen und mittleren Unternehmen bestehen 
nur selten systematische Unterstützungsstrukturen. 
Trotz der größeren Herausforderung werden auch in 
vielen kleinen und mittleren Unternehmen individuelle, 
pragmatische Lösungen im Einzelfall unbürokratisch 
entwickelt und praktiziert (Knauthe 2025).

Die Diskussion zielt auf Verstetigung und  
breitere Verankerung
Da betriebliche Unterstützung überwiegend freiwillig 
gewährt wird, kann Politik vor allem Impulse setzen, 
etwa durch Sensibilisierung, Beratung, Vernetzung 
und praxisnahe Hilfestellungen, ggf. auch durch An-
reize wie die Steuerfreiheit von Arbeitgeberleistungen 
für Beratungs- und Vermittlungsangebote sowie für 
die kurzfristige Betreuung pflegebedürftiger Angehö-
riger (§ 3 Nr. 34a EStG).

In den Gesprächen wird betont, dass betriebliche Un-
terstützung weniger von formalen Regelungen als von 
Unternehmenskultur, Führungskräften und der Sicht-
barkeit des Themas abhängt. Wiederholt wird darauf 
hingewiesen, dass viele Beschäftigte ihre Pflegesitua-
tion im Betrieb nicht offen ansprechen und Unterneh-
men daher häufig gar nicht wissen, welche  
Mitarbeitenden Pflegeverantwortung tragen. Unter-
stützungsangebote wie Pflegelotsen oder Pflegegui-
des werden vor diesem Hintergrund als besonders 
hilfreich bewertet, da sie einen niedrigschwelligen Zu-
gang zu Informationen und regionalen Unterstüt-
zungsangeboten schaffen.

„Unternehmen können 
Vereinbarkeit nicht al-
lein gestalten, und die 
Versorgungslandschaft 
kann nicht allein auffan-
gen, dass alle Mitarbei-
tenden in ihren Betrie-
ben bleiben.“

Gleichzeitig wird in den Fachgesprächen deutlich, 
dass Unternehmen wichtige Beiträge leisten können, 
die strukturellen Herausforderungen der Vereinbar-
keit jedoch nicht allein lösen können. Vielmehr wer-
den betriebliche Maßnahmen als Teil eines größeren 
Unterstützungsnetzwerks verstanden, das Unterneh-
men, Kommunen, Beratungsstellen und weitere Ver-
sorgungsakteure miteinander verbindet. Ziel sei es, 
Beschäftigten den Zugang zu bestehenden Hilfs- und 
Entlastungsangeboten zu erleichtern und Vereinbar-
keit stärker als gemeinsame Aufgabe von Arbeitswelt 
und Versorgungsstrukturen zu verstehen. 

4.4 Handlungsfelder für eine bessere 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf

Die zuvor aufgezeigten pflegebedingten Erwerbsver-
luste machen deutlich, welches Potenzial in einer bes-
seren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf liegt. Um 
pflegebedingte Einschränkungen der Erwerbstätigkeit 
möglichst zu begrenzen, sollten die Rahmenbedingun-
gen für Vereinbarkeit von informeller Pflege und Be-
ruf entsprechend weiterentwickelt werden. Die Ana-
lyse bestehender Instrumente zeigt, dass die größten 
Herausforderungen weniger im Fehlen einzelner 
Maßnahmen liegen als in ihrer begrenzten Reichweite, 
mangelnden Verzahnung und teilweise unzureichen-
den Ausrichtung auf die Bedarfe Erwerbstätiger. Hin-
zu kommt, dass eine partnerschaftliche Verteilung von 
Sorgearbeit bislang nicht explizit adressiert wird (siehe 
Tabelle 10). Die Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf erfordert daher keine einzelne Re-
form, sondern ein Bündel aufeinander abgestimmter 
Maßnahmen, die an unterschiedlichen Stellschrauben 
ansetzen und in ihrem Zusammenwirken die Verein-
barkeit von Pflege und Beruf wie auch eine gleichmä-
ßigere Verteilung der Pflegeverantwortung zwischen 
Männern und Frauen fördern. Daraus lassen sich vier 
zentrale Handlungsfelder ableiten, die im Folgenden 
skizziert werden.

Handlungsfeld 1: Unterstützungsstrukturen 
ausbauen und Pflegende wirksam entlasten

Das erste Handlungsfeld ist auf die pflegesystembe-
zogene Seite der Vereinbarkeit gerichtet. Professio-
nelle Unterstützungsangebote und Beratungsstruktu-
ren sollten stärker ausgebaut und besser miteinander 
verzahnt werden. Im Mittelpunkt stehen dabei die 
Verbesserung der Verfügbarkeit entlastender 
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Angebote, die Weiterentwicklung von Pflegeberatung 
zu einer kontinuierlichen Pflegebegleitung, die Stär-
kung kommunaler Vernetzungsstrukturen sowie der 
Abbau von Zugangs- und Nutzungshürden. Ziel ist es, 
die zeitlichen und organisatorischen Belastungen in-
formell Pflegender zu reduzieren und die Nutzung 
verfügbarer Leistungen zu erleichtern.

Die vorliegenden Studien zeigen, dass viele Unter-
stützungsangebote bereits existieren, ihr Potenzial 
jedoch aufgrund mangelnder Verfügbarkeit, hoher 
Komplexität und begrenzter Bekanntheit häufig nicht 
ausgeschöpft wird. Zugleich verweisen zahlreiche 
kommunale und regionale Praxisbeispiele darauf, dass 
eine bessere Koordination von Leistungen, Beratungs-
angeboten und lokalen Unterstützungsnetzwerken 
erhebliche Entlastungspotenziale erschließen kann, 
ohne dass hierfür zwangsläufig neue Strukturen oder 
Angebote geschaffen werden müssen.

TABELLE 10 
Übersicht über zentrale bestehende Angebote

Ansätze Zentrale rechtliche 
Regelungen

(Landes-/bundes-)
politische  

Förderprogramme  
(Auswahl)

Betriebliche  
Maßnahmen Pflegeversicherung

Zeitliche 
Belastung 
reduzieren

Regelungen zur 
Pflegeversicherung 
im SGB XI

Landesprogramme 
(Nordrhein-Westfa-
len, Hessen),

Bundesförderpro-
gramm Vereinbarkeit 
von Pflege, Familie 
und Beruf

flexible Erwerbs-
arbeitszeiten, 
Homeoffice und 
mobiles Arbeiten; 

Arbeitszeitkonten 
und Auszeitmodelle; 

Notfallregelungen für 
akute Pflegesituatio-
nen

Pflegesachleistungen 
(=ambulanter 
Pflegedienst),

Verhinderungs- und 
Kurzzeitpflege, 
Tages-/Nachtpflege, 
Entlastungsbetrag

Bewältigung 
von Pflege 
stärken

Regelungen zur 
Pflegeversicherung 
im SGB XI

Landesprogramme 
(Nordrhein-Westfa-
len, Hessen),

Pflegenetzwerk 
Bayern, 
Pflegestützpunkte

pflegesensible 
Führung, 
betriebliche An-
sprechpersonen bzw. 
Pflegelotsinnen und 
Pflegelotsen, 

Entlastungsangebote 
im Betrieblichen 
Gesundheitsmanage-
ment

Pflegeberatungen 
der Kassen,

Pflegestützpunkte

Pflegebedingte 
Risiken 
absichern

Pflegezeitgesetz 
(PflegeZG), 
Familienpflegezeit-
gesetz (FPfZG)

Landespflegegeld 

Bayern

– Pflegeunterstüt-
zungsgeld, 
Pflegegeld, 
Rentenversiche-
rungsbeiträge

Pflege  
gleichmäßiger 
verteilen

keine expliziten 
Maßnahmen

Hinweis: Die Tabelle enthält eine Auswahl wesentlicher Maßnahmen zur Entlastung informell Pflegender und zur Förderung der Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf. Sie erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

Quelle: eigene Darstellung
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Handlungsfeld 2: Betriebe sensibilisieren  
und unterstützen

Die Bedingungen im Arbeitsalltag sind ein wichtiger 
Baustein für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. 
Deshalb sollte die betriebliche Ebene stärker als bis-
her in den Blick genommen werden. Flexible Erwerbs-
arbeitszeiten, mobiles Arbeiten, pflegesensible Füh-
rung, betriebliche Ansprechpersonen oder interne 
Unterstützungsangebote können dazu beitragen, 
Pflegeverantwortung mit Erwerbstätigkeit zu verein-
baren und Überlastungssituationen frühzeitig zu be-
gegnen. Für Unternehmen liegt darin zugleich eine 
Möglichkeit, Beschäftigte mit Pflegeverantwortung im 
Erwerbsleben zu halten und damit zur Sicherung von 
Arbeitskräften beizutragen.

Da betriebliche Unterstützung überwiegend freiwillig 
gewährt wird, hängt ihre Verbreitung maßgeblich da-
von ab, ob Unternehmen die Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf als eigenes betriebliches Handlungsfeld er-
kennen. Politische Maßnahmen können hier vor allem 
Impulse setzen, etwa durch Information, Beratung, 
Vernetzung, Erfahrungsaustausch sowie die Verbrei-
tung guter Praxis. Besonders kleine und mittlere Un-
ternehmen benötigen Unterstützung bei der Entwick-
lung pflegesensibler Strukturen, da sie häufig über 
geringere personelle und organisatorische Ressour-
cen verfügen.

Handlungsfeld 3: Pflegerisiken besser  
absichern und kompensieren

Informelle Pflege bringt erhebliche Einkommens-, Er-
werbs- und Rentenrisiken mit sich, die bislang nur teil-
weise kompensiert werden. Ein zentrales Reformfeld 
besteht daher in einer stärkeren Verknüpfung von 
Zeitrechten und finanzieller Absicherung. Diskutiert 
werden insbesondere einkommensabhängige Lohner-
satzleistungen während längerer Pflegephasen, eine 
Weiterentwicklung der Freistellungsregelungen sowie 
eine stärkere sozialversicherungsrechtliche Absiche-
rung pflegender Angehöriger. Zugleich ist darauf zu 
achten, dass die Maßnahmen keine Anreize für eine 
Reduzierung der Erwerbstätigkeit setzen und dem 
Ziel einer partnerschaftlichen Aufteilung von Sorgear-
beit nicht entgegenwirken.

Ziel sollte es sein, die mit einer Übernahme von Pfle-
geverantwortung verbundenen finanziellen Risiken zu 
senken und langfristige Nachteile im Erwerbsverlauf 
zu begrenzen. Gleichzeitig verdeutlichen die aktuellen 
Reformdiskussionen und die angespannte Haushalts-
lage der Sozialversicherungen, dass zusätzliche finan-
zielle Leistungen nur begrenzte Realisierungschancen 
haben. Umso wichtiger erscheint es, vorhandene Mit-
tel möglichst wirksam einzusetzen und finanzielle Ab-
sicherung gezielt dort zu verstärken, wo sie nachweis-
lich zur Stabilisierung von Erwerbsverläufen beiträgt.

Handlungsfeld 4: Anreize für eine partner-
schaftliche Verteilung von Pflege schaffen

Die geschlechtsspezifische Verteilung von Pflegever-
antwortung berührt alle anderen angesprochenen 
Handlungsfelder. Die bestehenden Instrumente tref-
fen auf Rahmenbedingungen, die bereits durch erheb-
liche geschlechtsspezifische Unterschiede bei Ein-
kommen, Erwerbsarbeitszeit und Sorgearbeit geprägt 
sind.

Künftige Reformen sollten deshalb systematisch im 
Hinblick darauf geprüft werden, wie sie die Verteilung 
von Pflegeverantwortung beeinflussen. Langfristig 
kann eine gleichmäßigere Verteilung von Pflege zwi-
schen Frauen und Männern dazu beitragen, ge-
schlechtsspezifische Erwerbs- und Einkommensnach-
teile zu verringern, die Belastungen einzelner 
Pflegepersonen zu reduzieren und das insgesamt ver-
fügbare informelle Pflegepotenzial zu erhöhen. Die 
Förderung partnerschaftlicher Pflegeverantwortung 
sollte daher als Querschnittsziel aller Vereinbarkeits-
maßnahmen verstanden werden.

Ausblick: Vereinbarkeit als Prüfstein  
künftiger Reformen

Die Pflegepolitik ist derzeit in Bewegung. Am 30. Sep-
tember 2026 hat das Bundeskabinett den Entwurf des 
Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) beschlossen, das 
zum 1. Januar 2027 in Kraft treten soll. Vorrangiges 
Ziel ist es, die Finanzierung der sozialen Pflegeversi-
cherung zu stabilisieren. Ohne Gegenmaßnahmen 
rechnet die Bundesregierung für 2027 mit einem De-
fizit von rund 7,6 Milliarden Euro und für 2028 mit 
mehr als 15 Milliarden Euro (Bundesministerium für 
Gesundheit, 2026)
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Auf der Versorgungsseite soll ein digitales Pflegecock-
pit Orientierung aus einer Hand bieten, bisherige Ein-
zelleistungen sollen in Budgets gebündelt werden. Ab 
2029 ist zudem eine fachliche Pflegebegleitung vor-
gesehen, die ausdrücklich auch pflegende Angehörige 
unterstützen und entlasten soll. Hinzu kommt eine 
Stärkung von Früherkennung und Rehabilitation, um 
Pflegebedürftigkeit zu vermeiden oder hinauszuzö-
gern. Damit greift die Reform Handlungsfelder auf, die 
sich förderlich auf die Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf auswirken können. Zugleich treffen die geplan-
ten Einsparungen auch Leistungen, die Angehörige 
bislang entlasten können, etwa den Entlastungsbetrag 
für Pflegegrad 1. Wohlfahrtsverbände befürchten zu-
dem, dass die Budgets vor allem in den Pflegegraden 
2 und 3 faktisch zu Leistungskürzungen führen (Der 
Paritätische, 2026). Da gleichzeitig auch die Eigenan-
teile in der stationären Pflege steigen, könnten sich 
die finanziellen Risiken informeller Pflege eher ver-
schärfen als verringern.

Wie sich die Reform letztlich auf die Vereinbarkeit 
auswirkt, ist offen. Das parlamentarische Verfahren 
ist noch nicht abgeschlossen. Darüber hinaus versteht 
die Bundesregierung das PNOG ausdrücklich als ers-
ten Schritt. Grundlegende Reformen soll eine Struk-
turkommission Pflege erarbeiten, die ab Oktober 
2026 ihre Arbeit aufnehmen soll (Bundesministerium 
für Gesundheit, 2026). Ob Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf dabei Berücksichtigung findet, ist ange-
sichts der angespannten Haushaltslage ebenso frag-
lich wie die Umsetzung weiterer vereinbarkeitspoliti-
scher Vorhaben des Koalitionsvertrags, etwa des 
Familienpflegegelds oder eines Familienbudgets für 
haushaltsnahe Dienstleistungen.

Gerade unter restriktiven Rahmenbedingungen sollte 
Vereinbarkeit jedoch einen hohen Stellenwert haben. 
Der eingangs beschriebene Zielkonflikt zwischen der 
Sicherung informeller Pflege und der Ausweitung der 
Erwerbsbeteiligung wird sich, wie gezeigt wurde, de-
mografisch bedingt weiter verschärfen. Erwerbstätige 
Pflegende stabilisieren das System in doppelter Hin-
sicht, als Beitrags- und Steuerzahlende ebenso wie als 
tragende Säule der Versorgung. Maßnahmen, die ihre 
Erwerbsbeteiligung sichern, sind daher auch eine 
volkswirtschaftliche Investition. 

Aktuellen Reformvorhaben, nicht nur in der Pflege-
politik, sollten auf ihre Folgen für die Vereinbarkeit 
von Sorgearbeit und Erwerbstätigkeit geprüft werden. 
Potenzial liegt zudem darin, Leistungen besser zu ver-
zahnen und Bestehendes wirksamer zu gestalten. 
Doch auch das gelingt nicht zum Nulltarif, sondern er-
fordert Investitionen in Digitalisierung sowie den Auf-
bau von Koordinations- und Beratungsstrukturen. 
Entscheidend wird weniger sein, zusätzliche Einzel-
leistungen zu schaffen, als vorhandene Ressourcen so 
einzusetzen, dass Pflegebedürftige, Angehörige, Be-
triebe und Sozialstaat gleichermaßen profitieren.
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Anhang A

1 �Reduktion/Umfang/Ausstieg/weitere Befunde

TABELLE 11  
Literaturüberblick – Erwerbsfolgen informeller Pflegetätigkeit (iP)

Autor (Jahr): 
 Titel

Datenbasis und  
Methodik; Fokus

Pflege
konstellationen

Auswirkungen  
Erwerbstätigkeit1 Link

Behrendt et al. 
(2026): Zur Lage 
pflegender Angehöri-
ger.

Ergebnisse einer 
bundesweiten Befra-
gung unter Berück-
sichtigung regionaler 
Unterschiede

WIdO-Monitor 2026; bundes-
weite Befragung von Hauptpfle-
gepersonen pflegebedürftiger 
Angehöriger mit anerkanntem 
Pflegegrad; gewichtete Auswer-
tung; Fokus auf zeitlichen, 
psychischen und finanziellen 
Belastungen sowie Auswirkun-
gen auf Erwerbstätigkeit

Angehörigenpflege; 
Hauptpflegeperso-
nen; häusliche Pflege; 
überwiegend Perso-
nen mit erheblicher 
Pflegeverantwortung

Von den bei Pflegebeginn Erwerbs-
tätigen reduzierten rund 20 Prozent 
ihre Erwerbstätigkeit aufgrund der 
Pflege, rund 6 Prozent gaben sie 
vollständig auf. Insgesamt berichte-
ten rund 26 Prozent über eine pfle-
gebedingte Erwerbsanpassung. 
Erwerbsanpassungen treten beson-
ders häufig bei hohem Pflegeauf-
wand und hoher Belastung auf. Die 
Ergebnisse bestätigen die Bedeutung 
der Pflegeintensität als zentralen 
Einflussfaktor für Erwerbsverluste

https://www. 
wido.de/ 
fileadmin/ 
Dateien/ 
Dokumente/ 
Publikationen_ 
Produkte/ 
WIdOmonitor/ 
wido-monitor_ 
1_2026_lage_ 
pflegender_ 
angehoeriger 
.pdf

Ehrlich (2023): The 
Association between 
Family Care and Paid 
Work among Women 
in Germany: Does the 
Household Economic 
Context Matter?

SOEP 2004–2017; Frauen im 
Haupterwerbsalter (25–59 J.); 
rund 21.600 Erwerbsepisoden; 
ereignisanalytisches Cox-Sha-
red-Frailty-Modell (Übergangs-
risiken / hazard rates). Fokus: 
abwärts gerichtete Übergänge 
(VZ → TZ, VZ → Nichterwerb, 
TZ → Nichterwerb) während 
der Pflege

Beziehungsneutral 
(SOEP-Zeitverwen-
dungsfrage, nur 
Stundenumfang; 
keine Zuordnung zur 
Pflegebeziehung); 
Pflegeort nicht er-
fasst; Intensität ≤ 10 
vs. > 10 Std./Woche

iP bis 10 Std./Woche: häufiger 
Wechsel VZ → TZ (Risiko +41 Pro-
zent ggü. Nichtpflegenden); über 10 
Std./Woche zunehmend Übergänge 
in Nichterwerbstätigkeit (VZ-Aus-
stiegsrisiko verdoppelt, TZ +89 
Prozent)

https://journals. 
sagepub.com/ 
doi/epub/ 
10.1177/ 
09500170211 
069841 

Ehrlich et al. (2020): 
What Comes after 
Caring? The Impact 
of Family Care on 
Women’s Employ-
ment

SOEP 2001–2013; Frauen im 
Haupterwerbsalter (25–59 J.); 
4.296 Hausfrauen- und 10.173 
TZ-Episoden; ereignisanalyti-
sches Cox-Shared-Frailty-Modell 
(Übergangsrisiken/hazard rates). 
Fokus: aufwärts gerichtete 
Übergänge (Nichterwerb → Er-
werb, TZ → VZ) sowie Verhalten 
nach Pflegeende

s. o. Für in Teilzeit beschäftigte Frauen 
mit intensiver Pflege (> 10 Std./
Woche) gilt eine um rund 39 Prozent 
geringere Wahrscheinlichkeit, von TZ 
auf VZ zu wechseln; geringere Pflege 
(≤ 10 Std.) ohne signifikanten Effekt. 
Bei Hausfrauen kein Effekt auf den 
Erwerbseinstieg. Nach Ende der 
informellen Pflege steigt die Wahr-
scheinlichkeit, eine Beschäftigung 
aufzunehmen oder die Arbeitszeit 
auszuweiten, nicht an

https://journals. 
sagepub.com/ 
doi/epub/ 
10.1177/ 
0192513X 
19880934

Geiss et al. (2019): 
Wissenschaftliche 
Evaluation der Um-
stellung des Verfah-
rens zur Feststellung 
der Pflegebedürftig-
keit (§ 18c Abs. 2 
SGB XI) – [Abschluss-
bericht für das Ge-
sundheitsministerium 
(BMG) von Kantar]

Bundesweite Repräsentativ-
erhebung im Auftrag des BMG 
(Kantar); computergestützte 
telefonische Befragung (CATI) 
von Pflegebedürftigen bzw. 
auskunftsfähigen Haushaltsmit-
gliedern in Privathaushalten 
(Modul 1); n = 1.830; Erhe-
bungsjahr 2018. Fokus: Evalua-
tion des neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriffs (PSG II); 
Erwerbszahlen als Teilergebnis 
der Haushaltsbefragung

Angehörigenpflege 
(überwiegend enge 
Angehörige, verein-
zelt Nachbarn/Be-
kannte); Privathaus-
halt; gemeinsamer 
oder getrennter 
Haushalt

Bei Pflegebeginn waren 44 Prozent 
der Hauptpflegepersonen nicht 
erwerbstätig. Von den zu Pflegebe-
ginn Erwerbstätigen setzten 53 
Prozent  ihre Erwerbstätigkeit unver-
ändert fort, 24 Prozent  schränkten 
sie pflegebedingt ein und 13 Prozent  
gaben sie ganz auf (weitere 9 Pro-
zent  veränderten sie aus anderen 
Gründen). Mit steigendem Pflegebe-
darf zu Pflegebeginn nahmen Ein-
schränkung und Aufgabe zu. Bezieht 
sich auf Vollzeit und Teilzeit gemein-
sam; bestätigt die Vorwelle (siehe 
Schneekloth et al. 2017)

https://www. 
bundesgesund 
heitsminis 
terium.de/ 
fileadmin/ 
Dateien/3_ 
Downloads/P/ 
Pflegebe 
duerftigkeits 
begriff_ 
Evaluierung/ 
Abschluss 
bericht_Los_2_ 
Evaluation_18c 
_SGB_XI.pdf
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Geyer (2016): Infor-
mell Pflegende in der 
deutschen Erwerbs-
bevölkerung: Sozio-
demografie, Pflege-
situation und 
Erwerbsverhalten

SOEP 2001–2012; Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter (16–64 
J.); n = 1.093; deskriptive Aus-
wertungen und multivariate 
Fixed-Effects-Schätzungen 
(kontrollieren beobachtete und 
unbeobachtete zeitkonstante 
Unterschiede). Fokus: informelle 
Pflege und ihre Auswirkungen 
auf die Erwerbsbeteiligung 

beziehungsneutral 
(SOEP-Zeitverwen-
dungsfrage, nur 
Stundenumfang; 
keine Zuordnung zur 
Pflegebeziehung); 
differenziert nach 
Wohnsituation (ge-
meinsamer vs. ge-
trennter Haushalt) 

Erwerbstätigkeit ist für Pflegende im 
Erwerbsalter um rund 2 Prozent-
punkte unwahrscheinlicher als für 
die übrige Erwerbsbevölkerung. 
Übersteigt die informelle Pflege 1 
Std./Tag, sinkt die Wahrscheinlich-
keit, erwerbstätig zu sein, um rund 5 
Prozentpunkte (Pp). (Männer im 
Pflegehaushalt −6 Pp.; Frauen −
knapp 5 Pp.). Frauen reduzieren eher 
die Wochenarbeitszeit (im Pflege-
haushalt −3 Std./Woche im Schnitt; 
bei geringem Aufwand −2 Std., bei 
intensiver Pflege −3,6 Std.; außer-
häuslich −1,2 Std.). Männer ziehen 
sich bei hoher Belastung eher ganz 
aus dem Erwerbsleben zurück. Mit 
Eintritt des Pflegefalls sinkt die 
Erwerbswahrscheinlichkeit um 5 Pp.; 
bei Männern stärker (−6,5 Pp.) als 
bei Frauen (gut −4 Pp.); mit zuneh-
mender Pflegedauer weiter sinkend 
(z. B. Männer nach 3 J. Pflege −5 Pp. 
zusätzlich)

https://www. 
zqp.de/wp- 
content/ 
uploads/ 
Report_ 
Vereinbarkeit_ 
Beruf_Pflege_ 
Pflegende_ 
Angehoerige 
.pdf

Haumann (2022): 
Häusliche Pflege: 
Erfahrungen, Einstel-
lungen, Forderungen 
– Befragung des 
Instituts für Demo-
skopie Allensbach

bevölkerungsweite Selbstbefra-
gung (Institut für Demoskopie 
Allensbach); n = 5.468 (16–70 
J.), DAK-Pflegereport 2022; 
ausgewertet: berufstätige pfle-
gende Angehörige (Selbstaus-
kunft). Fokus: Erfahrungen, 
Einstellungen und Forderungen 
zur häuslichen Pflege; Erwerbs-
folgen im Kontext finanzieller 
Belastungen

Angehörigenpflege 
breit gefasst (auch 
Freunde/Bekannte); 
häusliche Pflege, 
überwiegend in der 
Wohnung der ge-
pflegten Person, teils 
bei Angehörigen 
(kumulierende Ver-
laufsperspektive, 
auch Heimphasen)

21 Prozent der berufstätigen pfle-
genden Angehörigen schränkten ihre 
Erwerbstätigkeit ein, 7 Prozent  
gaben sie ganz auf; Da ein Teil der 
Personen im Lebensverlauf sowohl 
eine Arbeitszeitverringerung als auch 
einen späteren Ausstieg erlebt ha-
ben kann, ergibt sich ohne Doppel-
zählungen insgesamt ein Anteil von 
23 %, die von einer pflegebedingten 
beruflichen Veränderung betroffen 
waren

https://www. 
vmdo.de/ 
fileadmin/ 
_dokumente 
/2022/DAK_ 
Pflegereport 
.pdf

Heger & Korfhage 
(2020): Short- and 
Medium-Term Effects 
of Informal Eldercare 
on Labor Market Out-
comes

SHARE (15 europ. Länder + 
Israel), fünf Wellen 2004–2015; 
Personen 50–70 J. (n = 9.543 
Frauen, 6.752 Männer); lineare 
Wahrscheinlichkeitsmodelle mit 
Instrumentvariablen-Ansatz 
(kausal). Fokus: kurz- und mittel-
fristige Erwerbsfolgen der El-
ternpflege, differenziert nach 
Geschlecht

Elternpflege 
[(Schwieger-)Eltern]; 
im gemeinsamen 
oder getrennten 
Haushalt; differen-
ziert nach nur aktuel-
ler / nur früherer / 
kontinuierlicher 
Pflege

Kurzfristig sinkt Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeit bei Frauen um 
5,4 Prozentpunkte (Pp.), bei Män-
nern um 7,6 Pp. Bei kontinuierlicher 
Pflege reduzieren Frauen ihre Ar-
beitszeit um rund 14 Prozent und 
sind um 4,8 Pp. seltener vollzeitbe-
schäftigt, während Männer eher ganz 
aus dem Erwerbsleben ausscheiden 
(+14,0 Pp.) bzw. in Rente gehen 
(+7,5 Pp.). Nach Pflegeende bleiben 
Frauen um 3,8 Pp., Männer um 6,4 
Pp. seltener erwerbstätig; nur Frauen 
reduzieren zusätzlich dauerhaft die 
Arbeitsstunden (−6,6 Prozent)

https://www. 
tandfonline. 
com/doi/full/ 
10.1080/ 
13545701. 
2020.1786594

Keck (2016): Was 
kommt nach der 
Pflege? Die Pflege 
eines Angehörigen 
senkt Beschäfti-
gungschancen von 
Pflegepersonen 
nachhaltig

Versichertenkontenstichprobe 
der Deutschen Rentenversiche-
rung (2012); rentenversicherte 
Intensivpflegende (≥ 14 Std./
Woche, < 30 Std. erwerbstätig), 
35–59 J.; n = 4.467; Vergleich 
mit gematchter Kontrollgruppe 
(Coarsened Exact Matching). 
Fokus: dauerhafte Erwerbsfol-
gen nach Ende einer Intensiv-
pflege (Beschäftigungschancen 
im Zeitverlauf)

Intensivpflege von 
Angehörigen in 
häuslicher Umgebung 
(Registerdaten; Pfle-
ge im Sinne des § 19 
SGB XI, für die Ren-
tenbeiträge gezahlt 
wird)

Nach Beendigung der informellen 
Pflege liegt die Beschäftigungsquote 
zuvor beschäftigter Pflegepersonen 
6 bzw. 12 Monate später um rund 8 
Prozentpunkte unter der einer ver-
gleichbaren Kontrollgruppe, ohne 
dass ein Erholungseffekt eintritt. Das 
Risiko eines dauerhaften Erwerbs-
ausstiegs steigt mit der Pflegedauer 
(−11 Prozent Beschäftigungschance 
je zusätzlichem Pflegejahr) und mit 
dem Alter (−6 Prozent je Jahr). Kein 
signifikanter Geschlechterunter-
schied in den Folgen – erklärt durch 
die Negativauswahl besonders be-
lasteter pflegender Männer

kein open  
Access
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Korfhage & Fischer-
Weckemann (2024): 
Long-run conse-
quences of informal 
elderly care and 
implications of public 
long-term care insur-
ance

SOEP 2002–2019; nur Frauen 
55–67 J.; n = 30.331 Beobach-
tungen (10,9 Prozent mit Pfle-
ge); dynamisches strukturelles 
diskretes Entscheidungsmodell 
(DSDC) zu Arbeitsangebot, 
Renteneintritt und Pflege; Pfle-
gebeziehungen ergänzend über 
SHARE. Fokus: kurz- und lang-
fristige Kosten informeller Pfle-
ge in Form von Auswirkungen 
auf Arbeitsangebot, Lebens-
arbeitseinkommen und Renten 
sowie Rolle der Pflegeversiche-
rung

Angehörigenpflege 
(SOEP beziehungs-
neutral, über SHARE 
als Eltern-/Partner-/
sonstige Pflege ein-
geordnet); im ge-
meinsamen oder 
getrennten Haushalt; 
leichte (≤14 Std.) vs. 
intensive Pflege (>14 
Std.)

Pflegebeginn mit 55 J. senkt die 
Vollzeitbeschäftigung kurzfristig um 
rund 12 Prozentpunkte (Pp.), mit 61 
J. um 8 Pp.; dieser Rückgang bleibt 
dauerhaft, da der Wiedereinstieg 
erschwert ist. Im gesamten Kreis der 
betrachteten Frauen (55–67 J.) 
sinken die Arbeitsstunden pflegebe-
dingt um 2,6 Prozent, verbunden mit 
dauerhaften Einkommensverlusten 
(davon rund 40 Prozent erst langfris-
tig). Die Pflegeversicherung federt 
die Einbußen teilweise ab, vor allem 
bei niedrigen Einkommen

https://www. 
sciencedirect. 
com/science/ 
article/pii/ 
S016762962 
4000298? 
via%3Dihub

Scheuermann et al. 
(2024a): Pflegebe-
dingte Beendigung 
der Erwerbstätigkeit 
pflegender Angehöri-
ger: Identifikation 
eines Risikoprofils

Fragebogenbefragung (Selbst-
auskunft) pflegender Angehöri-
ger; Verteilung über Pflegegut-
achtende des Medizinischen 
Dienstes Bayern, ohne Voraus-
wahl; regional auf Bayern be-
grenzt; Okt. 2019 – März 2020; 
n = 481; binär-logistische Re-
gression. Fokus: Risikoprofil der 
pflegebedingten Beendigung 
der Erwerbstätigkeit

Angehörigenpflege 
(gerontologische 
Pflege, pflegebedürf-
tige Person ≥ 65 J.); 
häusliche Pflege, 
gemeinsamer oder 
getrennter Haushalt

Rund jede neunte pflegende Person 
(11,4 Prozent; n = 55) gab die Er-
werbstätigkeit pflegebedingt voll-
ständig auf. Das Ausstiegsrisiko war 
bei Frauen deutlich höher als bei 
Männern (bei Männern rund 14-mal 
geringer) sowie bei Zusammenleben 
mit der pflegebedürftigen Person 
(knapp vierfaches Risiko), höherem 
Pflegegrad und jüngerem Alter der 
pflegebedürftigen Person

https://www. 
thieme-connect 
.com/products/ 
ejournals/pdf/ 
10.1055/a- 
2183-6741.pdf

Scheuermann et al. 
(2024b): Vereinbar-
keit von Erwerbstä-
tigkeit und häuslicher 
Pflege: Einflussfakto-
ren auf eine pflege-
bedingte Erwerbstä-
tigkeitsreduktion und 
arbeitsbezogene 
Wünsche pflegender 
Angehöriger

Fragebogenbefragung (Selbst-
auskunft) pflegender Angehöri-
ger; Verteilung über Pflegegut-
achtende des Medizinischen 
Dienstes Bayern, ohne Voraus-
wahl; regional auf Bayern be-
grenzt; Okt. 2019 – März 2020; 
n = 426 (erwerbstätig); binär-lo-
gistische Regression. Fokus: 
Einflussfaktoren der pflegebe-
dingten Erwerbsreduktion sowie 
arbeitsbezogene Wünsche

Angehörigenpflege 
(gerontologische 
Pflege, pflegebedürf-
tige Person ≥ 65 J.); 
häusliche Pflege, 
gemeinsamer oder 
getrennter Haushalt

Ein Viertel der erwerbstätigen pfle-
genden Angehörigen (25,4 Prozent; 
n = 108) reduzierte pflegebedingt 
die Arbeitszeit – im Durchschnitt von 
35,5 auf 24,7 Wochenstunden (≈ 
−11 Std. bzw. −30 Prozent). Erhöh-
tes Reduktionsrisiko bei höherem 
Arbeitsstundenumfang, höherem 
ADL2-Aufwand (~1,2-fach) und 
Zusammenleben mit der pflegebe-
dürftigen Person (~2-fach)

https://www. 
thieme-connect 
.de/products/ 
ejournals/pdf/ 
10.1055/a- 
2191-2074.pdf

Schmitz & Westphal 
(2017): Informal care 
and long-term labor 
market outcomes

SOEP 2001–2013; Frauen im 
Erwerbsalter (25–64 J.); n = ca. 
9.355 Frauen; Propensity-Sco-
re-Matching und Inverse-Pro-
bability-Weighting, zusätzlich 
dynamische Sequenzmodelle für 
Pflegeepisoden von bis zu drei 
Jahren. Fokus: kurz- und lang-
fristige Erwerbsfolgen informel-
ler Pflege bis zu acht Jahre nach 
Pflegebeginn

Beziehungsneutral 
(SOEP-Zeitverwen-
dungsfrage, nur 
Stundenumfang; 
keine Zuordnung zur 
Pflegebeziehung); 
keine Angabe zum 
Pflegeort

Pflegebeginn reduziert die Wahr-
scheinlichkeit einer Vollzeitbeschäfti-
gung kurzfristig um rund 4 Prozent-
punkte; dieser Effekt bleibt über bis 
zu acht Jahre persistent. Die Effekte 
beruhen vor allem auf Übergängen 
von Vollzeit- in Teilzeitbeschäftigung. 
Bei intensiver Pflege (≥ 3 Std./Tag) 
sind die langfristigen Effekte deutlich 
stärker (−9 bis −15 Prozentpunkte 
Vollzeit; −8 bis −15 Pp. Erwerbsbe-
teiligung). Kurzfristig zeigen sich 
keine signifikanten Lohneffekte, 
langfristig jedoch ein Lohnverlust 
von rund 1 bis 2 Euro pro Stunde. 
Frauen kehren nach Pflegeende 
häufig nicht in frühere Vollzeitarran-
gements zurück

kein open  
Access

2 �ADL = „Aktivitäten des täglichen Lebens“: Hilfe, die für grundlegende, körpernahe Alltagsverrichtungen der pflegebedürftigen Person aufgewendet 
wird (zum Beispiel Waschen, Ankleiden, Essen, Toilette)
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Schneekloth et al. 
(2017): Studie zur 
Wirkung des Pflege-
Neuausrichtungs-Ge-
setzes (PNG) und des 
ersten Pflegestär-
kungsgesetzes (PSG I) 
[Abschlussbericht. im 
Auftrag des Bundes-
ministeriums für 
Gesundheit]

bundesweite Repräsentativerhe-
bung im Auftrag des BMG (TNS 
Infratest); CATI- und ergänzend 
Face-to-face-Befragung von 
Pflegebedürftigen in Privathaus-
halten bzw. deren Angehörigen 
(Modul 1); n = 1.479; Erhe-
bungsjahr 2016. Fokus: Evalua-
tion von PNG und PSG I; Er-
werbszahlen als Teilergebnis

Angehörigenpflege 
(überwiegend enge 
Angehörige, verein-
zelt Nachbarn/Be-
kannte); Privathaus-
halt; gemeinsamer 
oder getrennter 
Haushalt

Bei Pflegebeginn waren 40 Prozent 
der Hauptpflegepersonen nicht 
erwerbstätig. Von den zu Pflegebe-
ginn Erwerbstätigen setzten 54 
Prozent ihre Erwerbstätigkeit unver-
ändert fort, 23 Prozent schränkten 
sie pflegebedingt ein und 14 Prozent 
gaben sie ganz auf (weitere 8 Pro-
zent veränderten sie aus anderen 
Gründen). Mit steigendem Pflegebe-
darf zu Pflegebeginn nahmen Ein-
schränkung und Aufgabe zu. Bezieht 
sich auf Voll- und Teilzeitbeschäfti-
gungen gemeinsam

https://www. 
bundesgesund 
heitsminis 
terium.de/ 
fileadmin/ 
Dateien/5_ 
Publikationen/ 
Pflege/Berichte 
/Abschluss 
bericht_ 
Evaluation_ 
PNG_PSG_I.pdf

Schwinger et al. 
(2016): Unterstüt-
zungsbedarf in der 
informellen Pflege—
Eine Befragung pfle-
gender Angehöriger

CATI-Befragung (Gesellschaft 
für Konsumforschung); Sept.–
Okt. 2015; n = 1.000; Haupt-
pflegepersonen von zu Hause 
versorgten Leistungsempfän-
gern der Pflegeversicherung; 
Stichprobe quotiert nach Pfle-
gestufe und Demenz. Fokus: 
Bekanntheit, Inanspruchnahme 
und Bewertung von Unterstüt-
zungsangeboten; Erwerbstätig-
keit als Teilaspekt

Angehörigenpflege 
[überwiegend enge 
Verwandte, vor allem 
(Schwieger-)Eltern]; 
häusliche Pflege; 
gemeinsamer oder 
getrennter Haushalt

Von den in Teilzeit beziehungsweise 
stundenweise Erwerbstätigen hat 
fast die Hälfte (49,8 Prozent) die 
Arbeitszeit pflegebedingt reduziert. 
Von den zuvor Erwerbstätigen, die 
zum Befragungszeitpunkt nicht mehr 
erwerbstätig waren, gaben rund 70 
Prozent an, ihre Berufstätigkeit 
aufgrund der Pflege aufgegeben zu 
haben. Haushaltseffekt: bei Zusam-
menleben mit pflegebedürftiger 
Person 50,7 Prozent  nicht erwerbs-
tätig / nur 19 Prozent  vollzeitbe-
schäftigt – bei getrenntem Haushalt 
15 Prozent / 47 Prozent

https://www. 
researchgate. 
net/publication 
/330225585_ 
Unterstutzungs 
bedarf_in_der_ 
informellen_ 
Pflege_-_eine_ 
Befragung_ 
pflegender_ 
Angehoriger

Schwinger & Zok 
(2024): Häusliche 
Pflege im Fokus: 
Eigenleistungen, 
Belastungen und 
finanzielle Aufwände

Online-Panel-Befragung (forsa.
omninet); Aug./Sept. 2023; n = 
1.008; Hauptpflegepersonen 
(informelle Pflege von Leis-
tungsempfängern in der Häus-
lichkeit, teils Wiederbefragte 
aus 2019); strukturgewichtet 
nach Pflegegrad, Alter, Ge-
schlecht. Fokus: zeitliche, psy-
chische und finanzielle Belas-
tungen; Erwerbstätigkeit als 
Teilaspekt

Angehörigenpflege; 
häusliche Pflege; 
gemeinsamer oder 
getrennter Haushalt

Von den teilzeit- oder stundenweise 
Erwerbstätigen hat gut die Hälfte 
(51,8 Prozent) die Arbeitszeit pflege-
bedingt reduziert (Männer: 61,9 
Prozent, Frauen: 50,1 Prozent). Von 
den Nichterwerbstätigen berichteten 
27,9 Prozent, ihre Erwerbstätigkeit 
aufgrund der Pflege reduziert oder 
aufgegeben zu haben

https://www. 
wido.de/ 
fileadmin/ 
Dateien/ 
Dokumente/ 
Publikationen_ 
Produkte/ 
WIdOmonitor/ 
wido-monitor_ 
1_2024_ 
pflegehaushalte 
.pdf

Stockhausen (2025): 
Erwerbsarbeit und 
Pflege: Wie werden 
Erwerbstätigkeit und 
private Pflege mitein-
ander vereinbart?

SOEP v39, Erhebungsjahr 2022 
(vorläufige Hochrechnungsfak-
toren); rund 5,65 Mio. private 
Pflegende, davon ~4,2 Mio. im 
Erwerbsalter (18–< 66 J.); de-
skriptive Übergangsmatrix (Er-
werbsumfang vor vs. bei Pflege-
beginn), Poststratifizierung 
gegen Panelausfälle. Fokus: 
Vereinbarkeit von Erwerbstätig-
keit und Pflege – ausdrücklich 
deskriptiv, keine Kausalität

beziehungsneutral 
(SOEP-Zeitverwen-
dungsfrage, nur 
Stundenumfang; 
keine Zuordnung zur 
Pflegebeziehung); 
pflegebedürftige 
Person im eigenen 
Haushalt oder außer-
halb davon (auch 
Heim/betreutes 
Wohnen); Wochen-
endpflege nicht 
erfasst

Von den ~4 Mio. Pflegenden im 
Erwerbsalter reduzierten rund 15,5 
Prozent (~625.000) ihren Erwerbs-
umfang (Wechsel Vollzeit → Teilzeit, 
VZ → Nichterwerb oder TZ/sonsti-
ge → Nichterwerb). Beschränkt auf 
den vollständigen Wechsel in die 
Nichterwerbstätigkeit: rund 10 
Prozent (~405.000). Gleichzeitig 
weiteten ~11 Prozent (~440.000) 
ihren Erwerbsumfang aus. Der Groß-
teil verändert den Erwerbsumfang 
mit Pflegebeginn kaum (zum Beispiel 
waren 90 Prozent der vollzeitbe-
schäftigten Pflegenden bereits zuvor 
in VZ)

https://www. 
iwkoeln.de/ 
studien/ 
maximilian- 
stockhausen- 
wie-werden- 
erwerbs 
taetigkeit-und- 
private-pflege- 
miteinander- 
vereinbart.html

Quelle: Eigene Darstellung
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Organisation pflegerischer Versorgung
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